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Ir.JITI.

§17311

Der Rekurs ist na* I 1700 Abs. 7 RVO. ausge¬

schlossen, wenn bei der Gewährung der vorl. u.-

Rente lediglich der Zeitraum, für den die Rente zu

zahlen ist, nicht aber der Anspruch an sich strei¬

tig ist.

*t. des Bayr. LVA. — Rek.-Sen. — v. 16. Dezember

1932 — A 320/32 — Mitt. des Bayr. LVA. 1932, S. 26*

Nr. 1619.

§129 Abi

s. 1 inn.

(§11441«;
§« W.)

Ns«
ü it m.

(§§ 1757.

17*17*
¦14

Für ein Verfahren nach i 1738a RVO. ist kein Raum,

wenn die Versorgungsbehörden auf Grund der Not¬

verordnung v. 26. Juli 1930 (4. Abschn., 3 Art. 2)

nicht verpflichtet sind, VersorgungszebUhrnisse nach

den Versorgungsgesetzen feit zustellen.

•E. des RVA. I — 12. Rek.-Sen. — v. 20. Juni 1933

_ Ia 4101/32 —. AN. 1933. S. IV 377, Nr. 4678.

Eine weibliche Person, die ein Kind an Kindes Statt

angenommen hat, gilt als Mutter im Sinne des I 61

Abs. 2 AVG.
• E. des RVA. III. - Rev.-Sen. - v. 24. Mai 1933 —

HIa AV. 55/33 —. AN. 1933. S. IV 338, Nr. 4644.

§12!Ak.1
S 1 AVAVG.

(§17Bto.4
m.)

unH 3)4. Zur Frage ..rechtzeitiger" Markenverwendung

113 111. Sinne des I 336 AVG.
• E. dea RVA. III v. 15. März 1933. - III AV. 35/32

BS. -.

§12!lte.1
J. 2 «AVG.

(8um.)

Der Verpflichtung der Reichsanstalt, Beitrage (An-

erkennunzsgcbühren) nach I 129 Abs. 1 S. 1 A\A

zu entrichten, steht nicht entgegen, dafl der Ar¬

beitslose vor Beginn des Unterstützungsbezugs aui

einer Entschädigung im Sinne des I 87 BRG.

Beiträge hatte selbst leisten können.
• E. des RVA. III — Spr.-Sen. — v. 2. Juni 1933 -

Ula Ar. 62/33 -. A*N. 1933, S. IV 345, Nr. 4654.

Handelt es sich um einen Wanderversicherten der

AlVers. und InvVers., so ist auf Grund des I 12*

Abs. 1, S. 1 AVAVG. die Anwartschaft in beiden

Versicherungen zu erhalten. Sind fttr einen solcheu

Arbeitslosen aber zuletzt längere Zeit nor InvVers -

Beiträge entrichtet, so teuügt die RAnstalt ihrer

Pflicht znr Aufrechterhaitung der Anwartschaft io

der AlVers.. wenn sie die hierzu erforderlichen

InvVers.-Beit rage leistet.
# E. des RVA. III — Spr.-Sen. — v. 9. Juni 1933 -

Ula Ar. 161/32 —. AN. 1933, S. IV 376, Nr. 4677.

Als „Versicherungsfall** im Sinne dea Art. 7 Ah*

der Verordnung v. 29. September 1927 ist aach dir

Versicherung einer weiblichen Versicherten nact

ihrem Ausscheiden ans ihrer versicherungspflichtigen
Beschäftigung (I 62 AVG.) anzusehen.

•E. des RVA. MI — Spr.-Sen. — v. 2. Juni 1933 -

IHa Ar. 30/33 -. AN. 1933. S. IV 346, Nr. 4655.

«7IAH.2
Ibtm.

(1121
Hill.)

|7m.
«»«¦¦
¦r.XSMa

IH)

|72s
Hill.

1. Die Pflicht des Arb.-A. zur Leistung von An¬

erkennungsgebühren zur Erhaltung der Anwartschaft

in der knappschaftlichen Arbeiterpensionsversiche¬

rung nach I 129 Aba. 1 S. 1 AVAVG. wird dadurch

nicht ausgeschlossen, dafl der Versicherte zuletzt in

einem nicht der KnV. unterliegenden Betriebe tätig
war.

2. Das Arb.-A. ist berechtigt, die Entrichtung der

Anerkennungsgebuhr^n gemäfi I 76 Abs. 2 RKnG.

bis zum Schlüsse des Jahres aufzuschieben.
# E. des RVA. III — Spr.-Sen. — v. 7. April 1933 —

Ula Ar. 25332 —. AN. 1933. S. IV 345, Nr. 4653.

Der Verlust eines Armes allein begründet nach der

Verordnung zur Durchführung des i 7 RVG, v.

8. Mai 1929 noch keinen Anspruch auf Gewährung
eines Regenmantels.
• E. des RVG. — 12. Senat — t. 10. März 1933 —

M. 35807/35.

Zur Frage der AlVers. und InvVers. von Haus¬

gehilfinnen in Anstalten der freien Wohlfahrtspflege.
* Schreiben des RArbMin. v 15. Juli 1933. — Iva

12374/33 —. RArbBl. S. I 185.

§ 165a Die Verjährung des Anspruchs auf Rückerstattt

HHI. *ü Unrecht gezahlter Beiträge zur AlVers. ist solangr
tan jn\]\ gehemmt, als die Zahlung der Beiträge auf einer

Sl unrichtigen Belehrung durdi die zuständige Einzugs

aaUeit.* 8tellc beruht.
§§?«Ah.2,ep. de§ RVA III - Beschl.-Sen. - v. 17. Mai 1933

205.2WIH. - Ui Ar. 1/33 BS. —. AN. 1933. S. IV 346. Nr. 4*

«2JJX.M.)

§1»
HHI.

(aft.lillf.
r. 11.1.32)

«172
um.

§HaAfc.3 Einem Arbeitslosen, der sein Wandergewerbe ab-

HHI. gemeldet und sein Straflensteuerheft abgeliefert hat.
ist gemäfl I 89a Abs. 3 AVAVG. erst die Alu. zu

gewähren, wenn er auch den Wandergewerbeschein
abgegeben hat.

#E. des RVA. 111 — Spr.-Sen — t. 9. Juni 1933 —

lila Ar. 54/33 —. AN. 1933. S. IV 369. Nr. 4666.

§«21,2$
Ah. 2, 33

Isrtr.l.

(«IMs
mj

11X2»

hau

Die Versäumung der Meldung nach I 173 AVAVG.

zieht den Verlust der Alu. nicht nur für den Melde¬

tag, sondern auch

Meldeabschnitt nach

Meldung zu decken

#E des RVA. Ill —

für den ganzen rückläufigen
sich, der durch die fragliche
war.

Spr.-Sen. — %. 5. Mai 1933

«tSlaLI.
«3U|
Ak. im.)

[IIa Ar. 21/33 -. AN. 1933. S. IV 343. Nr. 4651

««rn. H.

IM. 114

Hin.

du)
te!« i

tt I SI)

Tage, für die die Alu. bewilligt, aber nicht abge¬
hoben war. und für die sie nach I 116 AVAVG. nicht

mehr zu zahlen ist. gelten als Tage des Bezuges
im Sinne des Art. 3 der Ver. v. 16. Juni 1932.

•I des RVA. III — Spr.-Sen. - t. 26.

Illa Ar. 20/33 -. AN. 1933, S. IV 343,

«22,
Zsil

Mai 1933 —

Nr. 4650.

Aendert der Arbeitslose während des Bezuges der

Alu. seinen Wohnort, so kommt von da ab — un¬

beschadet des I 168 AVAVG. — der Unterstützung!
satz der neuen Wohnortgemeinde in Betracht.

#E. des RVA III — Spr.-Sen. — v. 12. Mai 1933

LLIa Ar. 37/33 —. AN. 1933, S. IV 341. Nr. 4648.

Ergibt eine Nachprüfung, dafl die Alu. durch red)

kräftige Entscheidung zu niedrig bemessen ist. so

kann der Vorsitzende des Arbeitsamts bei Erteilung
eines neuen Bescheids den Verzicht auf die Wirkung
der Rechtskraft der früheren E. auf einen Teil der

Unterstützungsperiode beschränken.
• E. des RVA. III — Spr.-Sen. — v. 21. April 1933

lila Ar. 306/32 -. AN. 1933. S. IV 349, Nr. 4659

(Vgl. audi AN. 1932 S. IV 360. Nr. 4422.)

1. Bei Streit über die Abgeltung kassenärztlicher

Sachleistungen, die nicht in die Gesamtverrütung

einbezogen sind, ist das Schiedsamt ebenfalls zu

ständig.
2. Znr Frage, was zu vermögensrechtlichen Ab

Sprüchen im Sinne des I 368n Afcs. 1 RVO., lür de

der ordentliche Rechtsweg vorbehalten ist, geh brl

•E. des RSchAmts v. 30. Mai 1933 — RSch. 98/33. —

Voraussetzung daiür, daß das RSchAmt überhaupt
als Revisions- oder Berufungsinstanz entscheiden

kann, ist. dafl eine rechtsmittelfähige E. des Schied«

amts vorliegt. Eine solche E. kann aber a. B. nici

in der Verweigerung der Zustimmung des SchAmt»

znr Umstellung eines Kassenarztes von der All¬

gemeinpraxis zur Facharztpraxis gesehen werd'
1 E. des RSdsAmts v. 29. Mai 1933. - RSch. 44/33.

Zur Auslegung des I 22 Abs. 4 Zul.-O.

Wann beziehen Aerzte in Auswirkung eines fc

amtea- oder Aufestelltenverhältnisses recelma

Einnahmen von mindestens 500 RM. monatlich?
• E. des RSchAznts v 14. Juni 1*33. — RSch. 262/». -
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Versicherungsschutz nach Ausscheiden aus der

Sozialversicherung Dr. Theodor Steimle, Kornwestheim-Stuttgart

Samtliche Zweige der deutschen SV. kennen in

twisten Fällen die zeitliche und örtliche Er-

reckung eines formalen Versicherungsver~
altnisses über dessen Beendigung" hinaus.

Diese Tatsache ist nicht nur für den Ver¬

sicherten und die VTr. von Wichtigkeit, son¬

dern sie ist auch rein juristisch deshalb b<

Sonden interessant, weil derartige ^Ausstrah¬
lungen" eines Rechtsverhältnisses nach dessen

Beendigung im gesamten Privat- und öffent¬

lichen Recht sonst kaum vorkommen. Kaum

.ne andere Institution des SV.rechtes bringt
wohl so deudich den hohen „sozialen Gehalt"

1 SV. zum Ausdruck, wie gerade dies*'

mannigfachen Möglichkeiten des Versicherten,

Ansprüche an die Versicherung (V.) auch nach

seinem Ausscheiden noch geltend machen zu

können.

In der Krankenversicherung endet d

VPfl. und cer Anspruch auf die V.leistungen im

allgemeinen mit der Beendigung des v.Pflich¬
tigen Beschäftigungsverhältnisses. Der An¬

bruch der Versicherten auf die Regelleistungen
wird aber nach § 214 RVO. zeitlich er¬

streckt, wenn Versicherte wegen Erwerbslose

Veit ausscheiden, die in dea vergangenen ZWÖll

Monaten mindestens 26 Wochen orler unmittel¬

bar vorher mindestens sechs Wochen ver-

chert waren. Die V.ansprüche verbleiben dann

noch drei Wochen nach dem Ausscheiden, so¬

fern der V.fall wahrend der Erwerbslosigkeit

tntritt. Tritt in diesen Fällen der lod wählend

der 26wöchigen Dauer der Regelleistungen ein,

\ wird auch Sterbegeld gewährt Ferner wii

nach § 202 RVO. das Sterbegeld für ein wäh-

nd der VedaiK rkranktes Kassenmitglieel
?ch bis zu einem Jahre narh Ablauf eler KU

(also auch der Mehrleistungen) bezahlt, wenn

der Verstorbene an derselben Krankheit stirbt

bis zum Tode erwerbsunfähig sn ist.

\uch die WH. wird nach § 195a Abs. 7 RVO.

soldie Wöchnerinnen nach beendigtem
erhältnis bezahlt, die innerhalb sei ;is

hen vor der Entbindung wegen ihrer

M angerschaft ausgeschieden dnd- I*WH.

iach $ 205a Abs. 0 RVO. sogar noch ge-

!iit wenn die Niederkunft d« Ehefrau,

Tochter, Stief- oder Pflegetochter nach dem

Tode des Versicherten erfolgt.
In gewissen Fällen erfolgt außer, manchmal

uch neben der zeitlichen auch eine räum¬

liche Erstreckung des V.Verhältnisses über

dessen Beendigung, die im allgemeinen mit

dem Ueberschreiten der Grenzen des Reichs¬

gebietes eintritt, hinaus. Das ist in erster Linie

bei den „Ausstrahlungen" der Fall. Personen,
die im Auslande vorübergehend für einen

deutschen Betrieb oder bei Reparationsarbeiten
beschäftigt sind, sind weiter v.pflichtig und ge¬

nießen den V.schutz weiter. Dies gilt insbe¬

sondere auch für benachbarte ausländische

Grenzgebiete und für elie Beschäftigung im

Dienste von ausländischen diplomatischen Ver¬

tretungen, die rlas Recht der Exterritorialität

genießen. Die freiwillige WeiterV. ist in der

KV. nach § 313 Abs. 1 RVO. nur bd vorüber-

hendem Aufenthalt im Auslände möglich. —

Beide, sowohl zeitliche als räumliche Er¬

streckung, beziehen sich sinngemäß auch aut

das Ruhen eler Leistungen, VgL insbesonde

g§ 216, 217, 218 RVO. Dabei ist aber § 221

RVO. zu l>eachtf»n, wonach ein Versicherter,

Wenn er im Auslande erkrankt, die* K issen-

leistungen von seinem Arbeitgeber anzu¬

sprechen hat, olang er seines Zustand

wegen nicht zurückkehren kann. Hierher

hören auch die $£ 219, 220 RVO., die man als

unechte» räumliche Erstreckung der Kassen¬

leistungen bezeichnen könnte4 unel die die

V-ansprüche* von Versicherten regeln, die sich

außerhalb eies Bezirkes ihrer Kk., aber inner-

halb des Reiches, aufhalten. In diesem Zu-

tmmenhange wäre» auch elie E. des RVA. vom

S.Oktober 1Q30 (VZ. 1031 S. 178) zu erwähnen,
wonach eler nicht dauernde Aufenthalt in einei

ausländischen Heilstätte nich* ils Auslands-

.enthalt zu betrachten ist.

Der Zweck iller elies Ausdehnungen eh

räumlichen Geltungsbereiches der KV. ist d

Verhinderung ei. Ausscheidens aus ihr. Umg¬

ekehrt wird aber dem Versicherten nicht zu¬

gemutet, Beiti zu bezahlen, wenn unel so¬

lange ei auf (irund derselben Krankheit kein*

Leistungen mehr erhalten kann. Nach $ 173



UVi ii Invalidenrentenemptänger und

dit Zustimmung des Fürsorgeverbandes aue

vorläufig unt ätzte, dauernd invalide Ver¬

sicherte, sc.wie solche Versicherte, die die

Kassenleistungen für die Höchstdauer (also ein-

rhlie&lich Mehrleistungen) bezogen und i

halb keinen Anspruch auf die Leistungen der

Kk. für ebeselbe Krankheit mehr haben, auf

Antrag solange von der VPfl. befreit werden,

ls elie Arbeitsunfähigkeit oeier die Notwendig¬

keit dt Heilbehandlung wegen elerselben

Krankheit weiterbesteht. Mit der KVPfl. ent-

illt in di Ilen auch elie AlVersPfl., was

wegen der damit eventuell verbundenen Nach-

le sehr zu beachten ist.

Zwei besonelers wichtige, wenig beachtete Fälle

einer gewisserma&en persönlichen Er-

Mreckung oder Ausdehnung des V.schutzes auf

andere Personen als den Versicherten sollen

hier noch erwähnt werden: Die KV. kann von

dem nicht selbst v.Pflichtigen überlebenden

Ehegatten nach dem Tode des Versicherten

durch Erklärung innerhalb drei Wochen fort¬

gesetzt werden. In diesem Falle kann also eine

andere Person in die Mitgliedschaft
? ines Verstorbenen eintreten. Nach $ 553a

RVO. (vgl. auch E. des RVA. vom 7. April

1932) ist es aber auch möglich, da& eine nicht-

versicherte Person V.leistungen ohne jedes
— eigene oder fremde — V. Verhältnis er¬

hält. Das ist dann der Fall, wenn jemand bei

der Rettung eines Menschen aus Lebensgefahr

einen Unfall erleidet, der aber kein Betriebs¬

unfall zu sein braucht, sofern dies unter frei¬

willigem Einsatz de Lebens geschah.

Leistungspflichtig ist hier zwar der UVTr., je¬

doch hat ja nach den Bestimmungen in

3§ 1501 ff. RVO., wie bei allen Unfällen, die

eine Krankenbehandlung erforderlich machen,

zunächst die zuständige Kk. einzutreten.

Auch in der Unfallversicherung endet

der V.schutz mit der Beendigung des v.Pflich¬

tigen Beschäftigungsverhältnisses in einem un¬

fallversicherten Betriebe. Der V.schutz er¬

streckt sich im allgemeinen auf die im Be¬

triebsbereich sich ereignenden Betriebsun¬

fälle. Eine weitgehende räumliche Er¬

streckung des Wirkungsbereiches der UV. be¬

deutet aber die Ausdehnung des V.schutzes auf

die Unfälle, die sich auf dem Wege von unel

ir Arbeitsstelle ereignen ($ 545a RVO.). Zeit¬

lich erstreckt sich der UV.schutz auch aut

diejenigen Berufskrankheiten, die etwa nach

elem Ausacheiden aus einem v.Pflichtigen Be¬

trieb noch auftreten unel zur vollen oeler teil¬

weisen Erwerbsunfähigkeit führen. Im übrigen

iten in der UV. bezüglich eles Ausländs¬

aufenthalts, eler „Ausstrahlungen' US« un¬

liebe Bestimmungen, wie bei der KV.

1); Invalidenversicherun kennt,

h wie elie KV., eine freiwillige Weit« rV.

nh dem Ausscheiden aus der VPfl. Eine ge-

wi sit lie 1 Erstreckung de V.im-

spruches sieht § 1280 Abs.2 RVO. vor, «

nach die Anwartschaft als nicht erloschen p_

wenn die zwischen dem erstmaligen Eintritt

die V. und dem V.falle Hegende Zeit zu mi

destens drei Viertel durch ordnungsmä&ig \

wendete Beitragsmarken belegt ist. Zwar l

unmittelbarer Anspruch auf die Leistungen

InvV, aber ein Anspruch auf das Wieder, e

leben einer früheren Anwartschaft

nach § 1283 RVO., wenn der Versich»

wieder eine v.pflichtige Beschäftigung aufnimi

der sich freiwillig weiterversichert und eii

weitere Wartezeit von 200 Beitragswochen tu

rücklegt, bei vollendetem 60. Lebensjahr alle

dings nur, wenn vor dem Erlöschen der An¬

wartschaft bereits 1000 Marken verwendet wu

den, bei freiwilliger WeiterV. zwischen dee

-10. bis 60. Lebensjahr nur, wenn vor dem Aus

scheiden 500 Marken geklebt wurden und

weitere 500 geklebt werden. Ist dieses Wieder¬

aufleben bereits verlorener Antwartschaft«

auch an ziemlich erschwerte Voraussetzung«

gebunden, so liegt darin doch ein weitgehen¬

der Schutz des Versicherten, der in der Pi

vatV. nicht denkbar wäre und auch einen

wesentlichen Unsicherheitsfaktor in den Hau**

halten der V.anstalten darstellt. Eine weit«"

zeitliche Erstreckung des V.schutzes nach Aie

scheiden aus der InvV. stellen auch die B*

Stimmungen über die freiwillige Nachentrich¬

tung von Beiträgen, die bis zu einem Jahi

lückwärts möglich ist, dar. Im Wege des Heil¬

verfahrens können endlich ebenfalls noch nach

Beendigung des V.verhältnisses im Sinne vor¬

beugenden Wirkens bei Tuberkulose usw

V.leistungen gewährt werden, sowohl für Ver¬

sicherte, als auch für deren Familienangehörige.

Bezüglich der räumlichen Erstreckung d«

V.verhältnisses und der Leistungen gilt wieder¬

um im allgemeinen das bei der KV. Gesagte.

Freiwillige V. ist auch während eines Aus¬

landsaufenthaltes zulässig.

Während die Bestimmungen über Anwartschaft.

Wartezeit usw. in der Angestelltenver¬

sicherung im allgemeinen denen in dei

InvV. analog sind, gibt es in der AngV. doch

gerade bezüglich der hier besprochenen Prägen

einige wesentliche Besonderheiten. So erfolgt

nach § 3Q7 AVG. wiederum eine wichtige-

zeitliche Erstreckum» der V.ansprüche i

der Weise, daß Ruhegeld aus der AngV. auch

«lann gewährt wird, wenn der Versicherte das

60. Lebensjahr vollendet und seit mindestens

eine>m Jahr ununterbrochen arbeitslos ist. Das

Ruhegeld wird in diesen Fällen für ehe Dau«

eler Erwerbslosigkeit ewährt. Ein« Er¬

streckung des V.anspruchs stellt auch elie Ab-

ßndung weiblicher Versicherter bei ihrer Ver¬

heiratung dar. Nach $ 62 a. .
I >. erhalten dies

bei Erfüllung der Wartezeit von 60 Beitrags

monaten die Hälfte der seit 1. Januar 1924 ent

richteten Pflichtbeitrag erstattet« wenn da

Ausscheiden und der Erstattungsantrag binne

288



Jahren nach der Eheschließung erfolgt,
elbe ilt uch beim Eintritt in eine

Schwesternschaft oder eine religiöse Gemein-

haft (Kloster), soweit nicht in diesen Fällen

e an sich zulässige freiwillige WeiterV. er-

t. Zu erwähnen ist auch die Mc3glichkeit

Abfindung von Witwen bei ihrer Wieder-

\ erheiratung und von Ausländern. Hinzuweisen

in diesem. Zusammenhang auch noch auf die

vom 4. Oktober 1930 (RGBl. I S. 459), wo-

h für v.freie Beamte, die ohne Anspruch auf

• ¦gehalt aus dem Beamtenverhältnis aus-

i eielen und der Erstattungsantrag binnen drei

aren nach der Eheschließung erfolgt. Das-

Ibe gilt auch beim Eintritt in eine Schwestern¬

haft oder eine religiöse Gemeinschaft (Kloster),
»weit nicht in diesen Fällen die an sich zu-

ssige freiwillige WeiterV. erfolgt. Zu er¬

ahnen ist auch die Möglichkeit der Abfindung

m Witwen bei ihrer Wiederverheiratung und

von Ausländern. Hinzuweisen ist in diesem

Zusammenhang auch noch auf die VO. vom

4. Oktober 1930 (RGBl. I S. 459), wonach für

vfreie Beamte, die ohne Anspruch auf Ruhe¬

ehalt aus dem Beamtenverhältnis ausscheiden,

AngV.beiträge nachzuentrichten sind. Auch

diese Bestimmung stellt eine wichtige zeitliche

und „persönliche" Erstreckung von V.ansprü-
< hen an die AngV. dar. Räumliche Er¬

streckung ähnlich wie bei den V.zweigen der

RVO.

Die Knappschaftsversicherung weist

elurch die Einrichtung der Anerkennungsge¬
bühr usw. einige Besonderheiten gerade auch

im Hinblick auf die zeitliche und räumliche Er¬

streckung des V.bereichs auf. Beim Aussehet

elen aus der V. können hier die bereits erwor¬

benen Ansprüche durch Zahlung einer Aner¬

kennungsgebühr aufrechterhalten werden. Her¬

vorgehoben ist ferner, B Witwen, die b«

ihrer Wiederverheiratun auf die ihnen in

diesem Falle zustehende Abfindung verzichten,

beim Tode des zweiten (oder weiteren!) Ehe¬

gatten ihre Ansprüche aus der seinerzeitigen

Wiederverheiratung wieder aufleben lassen

können. Wie bei der InvV. und AngV. i uch

die freiwillige Fortsetzung der RentenV. —

nicht dagegen der KV. — im Auslan zu¬

lässig.

Grundsätzlich unterscheidet sich die Ar¬

beitslosenversicherung von den an¬

deren SV.zweigen dadurch, daß sie Leistungen

überhaupt nur an solche Personen gewährt, die

nicht mehr in einem v.pflichtigen Beschäfti¬

gungsverhältnis stehen. Bekanntlich erhalten

kranke Aluempfänger die Leistungen der KV.

ohne eigene Beitragsleistung gewährt, bei Er¬

werbsunfähigkeit KG. in Höhe der Alu. (§ 177 fi.

AVAVG.). Eine wichtige zeitliche Erstreckunu
eier V. enthält § 123 AVAVG., wonach Ar¬

beitslose nach ihrem Ausscheiden aus dem

v.pflichtigen Beschäftigungsverhältnis sich

weiterversichern können, um sich auf diese

Weise eventuell die höheren Kassenleistungen
im Krankheitsfalle zu sichern. Die räum¬

liche Erstreckung der AlVers. ist — der

Eigenart dieser V. entsprechend — im Ver¬

gleich zu den anderen SV.arten wesentlich ein¬

geschränkt.

Die deutsche SV., die die Schwelle des zweiten

Halbjahrhunderts ihres Bestehens nun über¬

schritten hat, ist vorbildlich für die ganze zivi¬

lisierte Welt gewesen. Das hier besprochene
Teilgebiet des SV.rechts ist vornehmlich ge¬

eignet, ein klares Bild von dem hohen Geiste

sozialen Verantwortungsbewußtseins zu geben,
den jedes einzelne Teilgebiet dieses gewaltigen
Gesetzgebungswerkes atmet.

Wochenhilfe als Gemeinlast der Krankenkassen

Vit der Jahrhundertwende hat der überstürzte

burtenrückgang ein Ausmaß angenommen,

d.aß die Zahl der Geburten von 1901 mit

2 1)32 000 auf 1032 000 im Jahre 1931 gesunken
unel noch dauernd weiter sinkt. Rechnet

tn die Zahl der Geburten auf eine normale

Altersklassenbesetzung in unserem Volke um,

Me»hen wir vor einem erheblichen Geburten¬

defizit. Hinter der zur Bestanderhaltung unseres

Volkes erforderlichen Geburtenzahl bleibt die

burtenzahl 1932 um 30 v.H. zurück, 1931 um

v.H., 1930 um 15 v.H. Das deutsche Volk

erhält mit seiner Geburtenzahl seinen Bestand

ht mehr, zur Selbsterhaltung fehlt schon ein

itteL

r Geburtenrückgang begann in den Grofi-

«Iten — die Führung auf elem abschüssigen

Dr. med- G. Moser, Göttingen

Weg hatten die jüdisch-christlichen Mischeh«M\

—, dehnte sich auf die Mittel- und Kleinstäelte*

aus und greift auf das Land über. Nach der

bereinigten, d. h. auf die Altersklassenbesetzung

umgerechneten Geburtenzahl hatte Berlin ein

Geburtendefizit von 60 v. H., d. h. daß von je
5 Kindern, die zur reinen Bestanderhaltung eler

Berliner Bevölkerung erforderlich sinel, nur

noch 2 in Berlin selbst geboren werden und

elie 3 fehlenden von außerhalb spät* zu¬

wandern. Aehnliche Verhältnisse ergeben sich

für elie anderen Grofistäelte. Legt man elie 1

reinigten, die Wahrheit zeigenelen Geburten¬

ziffern zugrunele», so zeigt sich, dafi keine der

50 ch'iitschen Grofistäelte ihren Bestand aus sich

selbst heraus erhält und für «len Gesamtdurch"

schnitt ein Gebui tendedizit von 42 v. H. sich

•lkst. 289



[rechnet In «len Klein- und Mittelstädten be¬

nagt elas bereinigte Geburtendefizit schon über

in Drittel.

Nur «lie Landbevölkerung hat noch einen Ge¬

burtenüberschuß von 13 v. H., eler bei weitem

nicht mehr ausreicht, um elie in den Städten,
den Friedhöfen unserer Volkskraft, fehlenden

( nbiirten auszugleichen. — Jedes erbgesunde
Kind ist unter diesen Umständen besonders

wertvoll, der Schutz der schwangeren und ge¬

barenden Prau, der Mütter mit noch nicht ab¬

ge schlossener Fortpflanzungsperiode besonders

wichtig. Ein Abbau der Schwangerenfürsorge
UDld eler WHJeistungen kommt unter solchen

Umständen nicht in Betracht, sondern ein plan¬
voller Ausbau und wie in eler gesamten Für¬

ein Umbau der WH. nach elen Forde¬

rungen der Raasenhygief* Die Maßnahmen

di individuellen GesundheitsfOrsorge dürfen

nicht weiterhin ehe verhänngisvolle Gegenaus-
h se* verschärfen, Fürsorgebedürftijj infolge
erblicher Minderwertigkeit elürfen nicht mehr

auf Kosten eier Lebenstüchtigen gezüchtet
werelen. Auf diese Prägen eles Umbaus der

SV. im Sinne überindividueller rassenhygie-
nischer Fürsorge und differenziertem Leistungen

mag auch in eliesem Zusammenhang wenigstens

hingewiesen werden.

Versagt die Bevölkerung eler Groß-, Mittel-

und Kleinstädte die Pflichterfüllung gegenüber
Vergangenheit und Zukunft unseres Volkes

durch eine unverantwortliche, planlose Ge-

burtenverhOtung, überläßt sie die Bestand¬

erhaltung den sich unerwünscht zahlreich fort-

pflanzenden Minderwertigen verschiedenste

Art, ist die Landbevölkerung noch die einzigst
wenn auch schon spärlich fließende Quell«'

uns« Ikstums, dann muß es verständlich

in, «laß die* städtischen und ländlichen Kk.en

mit den Kosten iür die WH. verschieden stark

belastet werelen.

Von KH) Geburten im Deutschen Reich

winden im (les.untdurchschnitt 60 Wochen¬

hilfsfall* von «ier KV. versorgt. Die Belastun

i großstädtischen Kk.en betrug für «lie WH.

tnr Mitglieder auf je KK) Mitglieder 3,1 Fäll«\

in der Familien-WH. 1,2 Fälle, steigend in don

littelstädten auf 4,0 und 1,6, in den Klein¬

städten aul 4,4 und 1 ,$ und in den ländlichen

Bezirken auf M) und 2,5 Fälle

Auch der Anteil an WH.fnllen nach den ein-

Inen Kassenarten war «'in unterschiedlicher,

kamen 1Q30 bei den OKk.en WHiälle «auf

i«- KM) männlich«- Mitglieder 1,0, auf je 1(X)

weibliche Mitgliedei \S und in der Familien«

\VH. auf \o 100 Mitglieder 1,9 zur Versorgung.
Bei den Lanel-Kk.en betragen die entsprechen*

n Zahlen 2,7, 5,6 unel 1,9, bei den Betriebs¬

Kk.en (IQ, 4,1 und 3,2, bei don Inn.-Kk.en 0,6,

1, 1,5, bei den knappschaftlichen Kk.en 0,0,

I und U, 1.

Aus diesen Zahlen dürfen nur ganz bedi

vorsichtige Schlüsse gezogen werden, da 1

eler rechnerischen Auswertung noch manch

lei Faktoren mit berücksichtigt werden müss

wie die Altersgliederung, Zahl der noch ni<

verheirateten Jugendlichen und der Alten n

abgeschlossener Fortpflanzung. Als rohe u

auf den Unterlagen einer größeren Zahl \

Kk.en errechnete Zahlen p n sie zu el

übrigen rassenhygienischen Ergebnissen, g

nügen aber nicht als Unterlagen für weit

gehende Forderungen. Soviel kann aber au

allen Unterlagen entnommen werden, daß eh.

Versicherten der ländlichen Kk.en noch a\

ersten ihrer Verpflichtung gegenüber der Zu¬

kunft unel Bestanderhaltung unseres Volk

nachkommen. Die Städte überlassen die G

burten- und Aufzuchtskosten dem Lande.

Schon 1925 ergab elie Berufszählung, daß eh,

« heliche Fruchtbarkeit in der landwirtschatt

liehen und nichtlandwirtschaftlichen Bevölk

rung sich verhielt in Preußen wie 252 : 132, in

Bayern wie 212 : 141. Auch in der Steuer¬

statistik, die nur ehe Kinder unter 21 bzw.

18 Jahren nach den Steuerermäßigungen bi

rücksichtigt, ergibt sich eine Ergänzung. Der

Anteil eler kinderreichen Familien, el. h. Familien

mit 4 und mehr Kindern, für die Steuer-

ei müßigung gewährt wurde, war im Gesamt-

durchschnitt 9 v.H., auf dem Lande 14 v.H..

in den Großstüelten dagegen nur 3 v.H. und

in Berlin nur 1,3 v. H.

Es standen nach Burgdörfer sich gegenübei
if dem Lande: 23 v. H. kinderlose und 14 v. 11

kinderreiche Familien; im Großstadtdurch-

schnitt: 45 v.H. kinderlose und 3 v.H. kinder**

reiche Familien; in Berlin: 52 v. H. kinderlos

vnd 1 v. H. kinderreiche Familien.

Deutlich wird elas Mißverhältnis wischen

Staelt- unel Landgeborenen auch bei Zusammen¬

stellungen über den Aufbau der Stadtbevölk«

rungen. Die Städte erhalten durch die Ab-

wanderung vom Lande im besten Alter stehende

jugendliche, leistungsfähige Menschen, die wie

ihre Vorgänger in eler Stadt in wenigen Gent

rationen aussterben. Dure unersetzbar«' Erb¬

masse ist unserem Nationalvermögen auf immei

verloren. Das Land elürfte für die volksver-

zehrenden Städte elie WH.- und Aufzuchtkost, i

tragen.

Dasselbe Bild erhält man bei Erhebungen über

die Herkunft tler städtischen Lehrling» Von

ihr zu Jahr greifen die Städte verschiedene-

Größe immer weiter auf das flache Land, du

best«' Volkskraft «lern Lande entziehend un«

verbrauchend ohne Gegenleistung an das flach

Land — höchstens, daß diesem die zweifei

haften Errungenschaften der städtischen Zivili

ion gebracht werelen, durch die unsere Land

bevölkerung innerlich unsicher und elen land

bunden«) Sitten entfrem«let wirel.
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igen «He ländlichen Kk.en die WH.kosten

die Menschen, die später die Lücken in der

t auffüllen, so werden die Versicherten der

dlichen Kk.en für ihre Pflichterfüllung bei

r Erhaltung unseres Volkes gewissermaßen
straft mit höheren Beiträgen oder geringeren

stungen als bei den geburtenarmen städti-

chen Kk.en. Eine Forderung der Gerechtigkeit
I der Rassenhygiene muß es sein, durch die

»führung einer Gemeinlast zur Abdeckung
WH.kosten einen Ausgleich zwischen ge-

uutenarmen, gering belasteten städtischen

Kk.en und geburtenreichen, stark belasteten

ländlichen Kk.en herbeizuführen, um unser

Landvolk zu entlasten von Kosten, die es bis¬

her für die Städte trug.

Erörterungen, wie die Gemeinlast zu errechnen

und auf die einzelnen Kk.en zu verteilen ist,

welche Gesichtspunkte bei biologischem Denken

elabei zu berücksichtigen sind, sollen im Augen¬
blick unterbleiben. Heute soll nur die grund¬

sätzliche Forderung erhoben werden: Schaf¬

fung einer Gemeinlast als Ausgleich für die

unterschiedliche Belastung mit WH.kosten bei

städtischen unel ländlichen Kk.en.

Zur Krankenversicherung der Hausgewerb¬
treibenden Gustav Wasewitz, Berlin-Friedrichshagen

1) Hausgewerbtreibenden sind Schmerzens-

und Stiefkinder eler deutschen KV. Schmer-

skineler, weil sie dem Gesetzgeber, elen Kk.en

und elen Arbg.n das Leben nicht leicht machen,

• il sie eine besondere Gruppe von Versicher-

n bilden, die eine ganz besondere Behand¬

hing verlangen. Und Stiefkinder, weil der Ge¬

setzgeber bisher nur wenig getan hat, um ihre

unbefriedigende und unhaltbare Stellung in der

deutschen KV. zu ändern. In gemeinsamer Ar-

it mit sachkundigen Vertretern der Arbg.

und Hausgewerbtreibenden haben elie Prakti¬

ker der KV. immer wieder die KV. «ler Haus-

•¦werbtreibenden den berechtigten Wünschen

Her Beteiligten anzupassen versucht, immer

wieder mußten sie aber feststellen, daß ihre Be¬

mühungen ohne Mitwirkung des Gesetzgebers
ur Teilerfolge erzielen konnten.

Die» KV. eler Hausgewerbtreibenden ist un¬

befriedigend und verlangt deshalb eine Neu¬

regelung, weil

1 die §§ 165, 180 RVO. die VPfl. der Haus¬

gewerbtreibenden von ihrem Einkommen ab-

ngig machen, Beiträge unel Leistungen
der Kk.en aber durch den Arbeitsverdienst be¬

stimmen lassen;

der Hausgewerbtreibende in einer Person

\ibg. und Arbn. sein kann;

J. der hausgewerbtreibende Arbg. deshalb einen

\rbeitsentgelt und einen Arbeitgebergewinn er-

lt;

4. der hausgewerbtreibende Arbg. vielfach für

?hrere Auftraggeber arbeitet unel nicht selten

e Arbr. gleichzeitig auch für mehrere Auf-

ber beschäftigt;

«iie* Stellung de hausgewerbtreibender.
\il>g.s durch die Aenderung der Arbeitsmetho-

len und durch die ständige Senkung eler Ar-

tslöhne immer arbn.ähnlicher geworden ist;

6. das Hausgewerbe in der R 1 zu elen aus¬

gesprochenen Saisongewerben gehört

Als Hausgewerbtreibende im Sinne «ler RVO

bezeichnet der § 162 selbständige Gewerb¬

treibende, elie4 in eigenen Beti"iebsstätten

im Auftrag und für Rechnung anderer Ge-

werbtreibender gewerbliche Erzeugnisse her¬

stellen und bearbeiten. Er läßt diese Gewerb¬

treibenden auch dann als Hausgewerbtreibende

gelten, wenn sie im Auftrage und für

Rechnung öffentlicher Verbünde, öffentlicher

Körperschaften oder gemeinnütziger Unterneh¬

mungen tätig sind. Selbst für den Fall, daß

diese Gewerbtreibenden die erforderlichen

Roh- und Hilfsstoffe selbst beschaffen, gelten

sie noch als Hausgewerbtreibende. Sie bleiben

es auch für Zeiten, in denen sie vorübergehen«l

für eigene Rechnung arbeiten.

Schon diese Begriffsbestimmungen des § 162

RVO. zeigen, daß der Hausgewerbtreibende,

wie ihn der Gesetzgeber sieht, eine ganz be¬

sondere Stellung unter den KV.pflichtigen ein¬

nimmt. Seine persönliche Selbständigkeit ist

mit einer wirtschaftlichen Abhängigkeit ver¬

bunden. Seine Betriebsstätte ist getrennt von

der seines Auftrag- oder Arbg.s, er kann über

Beginn und Ende, Umfang und Reihenfolge

seiner Arbeit frei bestimmen, ist einer Leitung

oder Beaufsichtigung nicht unterworfen, kann

nach eigenem Ermessen Familienangehörige

oder fremde Personen zur Hilfeleistung heran¬

ziehen und ist in der Regel auch an keinen

festen Arbeitsvertrag gebunden. Andererseits

ist er von seinem Auftrag- oder Arbg. (eler

auch wieder ein Hausgewerbtreibender in

kann) wirtschaftlich abhängig, wird gegen ein

Vergütung nach dem Stück, die entweder ganz

oder zum Teil als Arbeitsentgelt im Sinne de

$ 160 RVO. zu betrachten ist, bezahlt und hat

auch sonst bestimmte Anweisungen seines Auf¬

trag- oder Arbg.s über die Art der Arbeiten,

die Lieferfristen usw. zu beachten.
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Der vi 'em Auftraggeber be» Hans-

werbtreiben kann die ihm übergebenen
ten allein verrichten. Er ist aber — wie»

hon n »-führt — /iuch berechtigt, dazu

Hilfskräfte heranzuziehen, die von ihm in seiner

eigenen Betriebsstätte oder außerhalb dieser

durch „Heimarbeit" beschäftigt werden. Di«

in seiner i nen Betriebsstätte arbeitenden Per-

>nen sinel Werkstattarbeiter im Sinne ch

§ 165 Abs. 1 Ziff. 1 RVO. und unterliegen der

allgemeinen VPfl Dagegen sind die von dem

Hausgewerbtreibenden außerhalb seiner Be¬

triebsstätte durch sogenannte „Heimarbeit" be¬

schäftigten Personen in eler Regel gleichfalls

Hausgewerbtreibende im Sinne cles $ 165

Abs. 1 Ziff. 6 RVO. mit den allgemeinen Merk¬

malen: persönliche Selbständigkeit und wirt¬

se haftliche Abhängigkeit.

Als Arbg. eh Hausgewerbtreibenden gilt
nach $ 162 RVO., wer die Arbeit unmittelbar

in ihn vergibt. Als Auftraggeber des

Hausgewerbtreibenden gilt derjenige, in «Jessen

Auftrag und für dessen Rechnung er haus¬

gewerblich arbeitet. Ist für eine Konfektions¬

firma ein Hausgewerbtreibender tätig, der

nicht nur in seiner Betriebsstätte, sondern auch

»rherhaib «lieser Stätte Hilfskräfte beschäftigt,
dann tri 11 «lie Konfektkmsfirma als Auftraggeber
($ 162 Abs. 5.), eler von ihr unmittelbar be-

,
sc häftigte Hausgewerbtreibende (Lohngewerb-
treibender9 Zwischenmeister, Ausgeber« Paktor

oder ähnlich bezeichnet) als Hausgewerbtrei¬
bender im Sinne des | 162 Abs. 1—3, der in der

eigenen Betriebsstätte eles Hausgewerbtreiben-
elen beschäftigte Arbn. als Werkstattarbeiter

($ 165 Abs. 1 Ziff. 1) unel der von elem Haus¬

gewerbtreibenden außerhalb iner Betriebe-

statte- mit „Heimarbeit" Beschäftigte« wiederum

ls Hausgewerbtreibender im Sinne des § 162

Abs. 1 i RVO [fe ab Arbg, «les Haus¬

gewerbtreibenden nach § 162 Abs. 4 gilt, wer

«lie Arbeit U n in i t t e I b a r an ihn vergibt, ist

ls Arbg. des erstgenannten Hausgewerbtrei¬
benden (Lohngewerbtreibenden, Zwischen-

meisters usw.) «lie Konfektionsfirma und als Ar-

beitgeber des Werkstattarbeiteta und zuletzt

mannten Hmisgewerbtreibenden elei zuerst

genannt (Lohngewerbtreibeneh Zwischen-

mei usw.) su betrachten und eu behandeln.

Vers.pflichtig sind die Hausgewerbtreibenden
nach den je-t/t geltenden Vorschriften dann,

wenn ihnen nicht ein jährliches Einkommen
von 3600 RM. sicher ist ($ 165 Abs. 1 Zift.

\bs. 2 RVO.). Der Veis.pfl. ist nicht der A

beitsentgelt, sondern ehis Einkommen des Haus-

? •werbt reibenden zugrunde gelegt -elenfalls

deshalb, weil eh Hausgewerbtreibende aus

iner Tätigkeit nicht nur einen Arbeitsv er-

dienst ndern auch einen Arl ewinn erzielen

kann. Dieses Einkommen ist nach «ler Ent¬

scheidung eles RVA. vom 13. November 1Q2-1

gleicht» rtend mit einem < mteinkommen.

f*s umfaßt auch die aus anderen Quellen 11

ßenden Einnahmen des Hausgewerbtreiben«h
/stimmend Hoffmann Anm. 17, anderer A»

ssung Hahn-Kühne Anm. 18 zu § 165 RY<

Die Praxis heit sich der Entscheidung des RVA

angeschlossen und verlangt deshalb von el.

Auftrag- oder Arbg. des Hausgewerbtreib«

n, dafi bei «ler Prüfung der VPfl. das G

samteinkommen des Hausgewerbtreib*
«len berücksichtigt wird. Ob dem Hausgewerb
treibenden ein jährliches Einkommen von 3600 RM

„sicher" is., kann regelmäßig nur nach freien,

Ermessen beurteilt werden (E. RVA., AN. 1929

S. 148). Das ist nicht sehr schwer, wenn de»

Auftrag- oder Arbg. einen Hausgewerbtreib«
den beschäftigt, der nur für ihn und ohne Hilfs

kräfte tätig ist. Weit schwieriger und fast un¬

möglich ist diese Feststellung aber, wenn <

Hausgewerbtreibende für mehrere Auftrag-

geber arbeitet unel noch Hilfskräfte beschäftigt.

Dann muß sein Auftraggeber das Gesamtein¬

kommen des Hausgewerbtreibenden aus sei¬

nem eigenen Arbeitsverdienst und seinem Ai-

beitgebergewinn ermitteln. Hanelelt es sich un«

ein ausgesprochenes Saisongewerbe, wie b

spielsweise die Kleiderkonfektion, dann ergeben

sich /iuch daraus noch besondere Komplikatio¬
nen. Der Auftraggeber wirel in diesen Fäll«

hr oder weniger auf die Angaben des Ha«

gewerbtreibenden angewiesen sein. Einkorn-

ie-nsteuerbescheide sind nur ein Hilfsmittel,

Kreil sie für die Vergangenheit aufgestellt sii

während der Auftraggeber des Hausgewerb-
li «äbenden Feststellungen für «lie Zukunit

treffen soll. Außerdem ergehen diese Bescheidt

oft so spät, daß sie für diese Entscheidungen

gar nicht herangezogen werden können.

Die Berliner Kk.en hatten deshalb mit Vei

tretern der Auftraggeber und Hausgewerbtrei¬
benden vereinbart, daß die Versicherung von

Hausgewerbtreibenden unterbleiben darf, wenn

die Hausgewerbtreibenden eine glaubwürdig»
schriftliche Erklärung darüber abgeben, dai

ihnen ein Jahresverdienst von mindestens

3600 RM sicher ist. Von eliesen Erklärungen

behielt eler Arbg. ein Stück, während d

zweite der zuständigen Kasse zur Kenntnis und

Kontrolle übermittelt wurde. Einige Zeit hin¬

durch erfüllte diese Vereinbarung ihren Zweck

Dann wurde «lamit von Auftraggebern und

Hausgewerbtreibenden zur Umgehung de i

KV. Mißbrauch getrieben. Die sich hieraus i

ebenden Mißstände wurden schließlich so

stark, daß die beteiligten Verbände und Kk.<*r

Vereinbarung fallen ließen und wieder aul

die Steuerbescheiele zurückgriffen. Wer sich als

versicherungsfrei betrachtet, hat «ler zuständi¬

gen Kk. seinen letztem Steuerbescheid VOrzu-

:. Er erhält dann eine für ein Jahr geltende
Bescheinigung über seine Versicherung
freiheit. Hausgewerbtreibende, die- ihren

Auftrag- unel Arbg.n eine derartige Bescheini¬

gung nicht vorlegen, sind zur KV. zu meld«
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ille anderen sind als versicherungsfrei zu be-

.ndeln. Abgesehen davon, daß auch die

Regelung unverbindlich ist, hat sie auch noch

. -u Nachteil, daß sich die Steuerbescheide bis-

if Zeiträume mit besserer Beschäftigung

d höheren Verdiensten erstreckten und des¬

halb viele Hausgewerbtreibende der V. ent-

« hen können, die tatsächlich versicherungs-

lichtig sird. Mit der Verschlechterung der

wirtschaftlichen Lage ist aber das Verlangen

sch einer KV. bei denjenigen Hausgewerb-

i reibenden gestiegen, die früher in der La«.1

aren, Krankheitskosten aus eigenen Mitteln

/u decken. Infolgedessen fand auch diese Re-

elung den Widerspruch der Hausgewerbtrei-

¦-nelen, trotzdem sie zur Zeit vielleicht die

einzige Möglichkeit bietet, den beitragspflichti-

n Arbg. vor Schaden zu bewahren. Denn

elieser hat die VPfl. des Hausgewerbtreibenden

/u prüfen. Wird er von diesem getäuscht, dann

iuft er Gefahr, für einen längeren Zeitraum

— und zwar bis zu drei Jahren — die vollen

Beiträge aus eigenen Mitteln nachzahlen zu

müssen.

Ist der Hausgewerbtreibende als Zwischen¬

person selbst Arbeitgeber, dann muß zur Fest¬

stellung seiner VPfl. und seines Grundlohns

auch noch der Rein verdienst ermittelt

werden, der ihm nach Abzug von Löhnen, die*

er an seine Hilfskräfte zahlt, Materialkosten

usw., verbleibt. Daraus erwachsen den Auf-

Iraggebem und Kk.en weitere Schwierigkeiten.

Wäre der Stücklohn der Hausgewerbtreiben¬
den allgemein und so geregelt, daß aus ihm die

atlohnung der Hilfskräfte, die Höhe der Be¬

ll iebskoste»n und der Zwischenmeisterverdienst

«•hne weiteres entnommen werden könnte

(Grundlohn plus Unkosten plus Meisterauf-

hlag), elann wären auch diese Feststellungen

verhältnismäßig einfach durchzuführen. Leider

sind aber derartige allgemeinverbindliche und

durchsichtige Lohnbestimmungen erst teilwei*

vorhanden« Es mußte deshalb auch hierfür erst

ein Ausweg gesucht weiden. Nach Rück¬

sprache mit den Verbanelsvertretern haben die

Berliner Kk.en Regeln aufgestellt, nach denen,

wenn nicht besondere Gründe eine andere*

Peststellung rechtfertigen, als Reinverdienst zu

*>lten haben

I. von Hausgewerbtreibenden, «lie durchschnitt-*

h weniger als 3 Personen beschäftigen, 50 v. ft;

von Hausgewerbtreibenden, elie durchschnitt¬

lich 3 bis 5 Personm beschäftigen, 30 v.H.;

>n Hausg«*werbtreibenden, die durchschnitt¬

lich mehr als 5 Personen beschäftigen, 20v.H

Bruttolohnsumme, die» sie von ihren Auf-

grgebern erhalten. Di Regelun wird,
wenn s tuch std Genauigkeit keinen Anspruch

n kann, als vorläufig best«- Lösun it

Kren anerkannt. Sowohl die Beit: als auch

Leiste n werden nach diesei t/en b

rechnet. Sie ist aber auch nur eine Zwischen¬

lösung ohne rechtliche Grundlage, die jederzc

angefochten werden kann und im Streitverfah¬

ren nicht anerkannt zu werden braucht.

Außerdem ist aber auch in diesen Fällen sowohl

eier Arbg. als die Kk. mehr oder weniger auf

die Wahrheitsliebe des Hausgewerbtreibenden

angewiesen. Denn die Hausgewerbtreibenden

sind nach $ 470 RVO. in der Regel bei di r

AOKk. ihrer Betriebsstätte zu ver¬

sichern. Vielfach ist der hausgewerblich tätig

Arbg. in einer anderen Kasse als seine haus¬

gewerblich Beschäftigten. In Berlin mit seinen

vielen AOKk.en kann es vorkommen, daß ein

versicherungspflichtiger Hausgewerbtreibender

mit seinen sechs hausgewerblich Beschäftigten

sieben verschiedenen Kk.en angehört. Und vor

einigen Jahren ist es sogar vorgekommen, daß

ine Konfektionsfirma wegen ihrer Berlin« i

Hausgewerbtreibenden mit 17 (!) AOKk.en in

Verbindung stand. Wie schwierig ist in der¬

artigen, aber auch schon in einfacheren Fällen

jede Nachprüfung! Auch in anderer Beziehung

ist die Vorschrift des § 470 RVO. nicht glück¬

lich. Hat ein Arbg. seine Beschäftigten bei

mehreren Kk.en zu versichern, dann ergeben

sich daraus immer Unzuträglichkeiten, weil jede

Kasse ihre eigene Satzung, eigene Beitragssätze,

eigenes Beitragsverfahren, Meldestellen usw.

bat, die der Arbeitgeber kennen und beachten

muß. Hier kann nur der Gesetzgeber eingreifen.

Am zweckmäßigsten wäre es, die Hausgewerb¬

treibenden entweder allgemein oder, soweit sh'

ihre Betriebsstätte im Kassenbereich haben, bei

der AOKk. zu versichern, in deren Bezirk sich

elie Betriebsstätte ihres Arbg. befindet.

Die KV. der Hausgewerbtreibenden ist nach

jeder Richtung unzulänglich. Sie bedarf einei

baldigen und gründlichen Neuorelnung durch

den Gesetzgeber. Erstrebenswert wäre dabei

auch noch, «lie Hausgewerbtreibenden el a u -

«- r n d an «lie KV. zu binden. Gerade* eliese

Arbeitnehmergruppe, die unter ganz besonde¬

ren Verhältnissen in ungeregelter Arbeitszeit

gegen geringe Entlohnung ihre Beschäftigung

ausübt, bedarf eines wirksamen Schutzes elurch

ehe KV. Ve>r dem Kriege war es gelungen, den

gröfiten Teil der Berliner Hausgewerbtreiben¬
den ZU einer Weiterversicherung während de

beschäftigungslosen Zeit zu bewegen. AIV»

und Familienhilfe ließen das Bedürfnis nach

einer fortlaufenden Versicherung zurücktreten.

Nach «ler Einschränkung und dem Fortfall dei

AlVers. und der damit verbundenen KV. mufi

Notwendigkeit einer fortdauernden Ver¬

sicherung en Krankheit wieder bejaht wer¬

den. Denn die Familienhilfe, die audi nicht

der Hau .verbtreibende beziehen kann, gibt

nur Teilleistungen, < n ein«- Vollversicherun

nicht heranreichen.
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Änderungen des AVAVG.

Das Gesetz über Aenderungen der Arbeits¬

losenhilfe vom 22. September 1933 (RGBl. I

S. 656) befaßt sich in seinem ersten Abschnitt

mit der Befreiung der Land- und Forstwirt¬

schaft, der Binnen- unel Küstenfischerei von

er AlVers. $ 70 AVAVG. hat folgende neue

issung erhalten:

1) Versicherungsfr« t eine Beschäftige
eler Landwirtschaft r Forstwirtschaft, der

Binnenfischer« einschließlich der Teichwirt-

leitt odei der Küstenfischerei.

2) Zur Landwirtschaft im Sinne dl Ge-

s« hür«*n Acker-, Garten-, Obst- unel

Weinbau, W n- und Weidewirtschaft und

d; damit ne Ti icht und Tier-

m i."

Nach dein bisherig« Wortlaut de $ 7t!

KVAVi war «lie Befreiung von den ver¬

schiedenste^ Voraussetzungen, abhängig. Nach-

dem ehe Befreiung in diese-r uneingeschränkten
Form ausgesprochen ist, fallen die ^ 71, 12

74a, %, 144, 14t> und 209 AVAVG.'/die sich

tri elie Versicherung in der Land- und Forst¬

wirtschaft beziehen, w< Ausführungsbestim-

mungen, die au» Grund dieser Vorschriften

ei lassen sinel, treten außer Kraft. Im S 73

Abs. 1 AVAVG. fallen die Worte „der Binnen-

und Küstenfischerei und" weg. Auch die Vor¬

schrift ülxr Befreiung von Lehrlingen in der

Land- und Forstwirtschaft ist geändert. § 74

Abs. 2 AVAVG. lautet jetzt:

„(2) Ehe Beschäftigung auf Grund eines Lehr-

ve-rtrages in eler Landwirtschaft, der Forst¬

wirtschalt, der Binnenfischerei einschließlich

der Teichwirtschiit oder der Küstenfischerei

ist ohne Rücksicht auf Form und Dauer des

Vertrages versiehe*! ungsfrei."

Dementsprechend treten in $ 74 Abs. 3

AVAVG. an die Stelle der Worte „Die Ver¬

sicherungsfreiheit erlischt' elie Worte „In den

Fällen des Abs. 1 erlischt die Versicherungs¬
freiheit". Diese Aenderung der Befreiungs¬
vorschriften tritt mit dem 1. Oktober 1933 in

Kraft. Soweit hiernach Versicherungs- oder

Beitragsfreiheit eintritt, werden davon auch

laufende Beschäftigungsverhültnis ergriffen.

Im zweiten Abschnitt des Gesetzes ist die

Mittelaufbringung geändert worden. § 167

AVAVG., der bisher in fünf umfangreichen
Absätzen die Tragung des Aufwandes für die

Krisenfürsorge zwischen Reich und Gemeinden

regelte, hat folgende Fassung erhalten: „D«?n

Aufwand, der elurch die Krisenunterstützung
entsteht, trägt die Reichsanstalt für Arbeits¬

vermittlung und Arbeitslosenversicherung/'
Auch diese Aenderung gilt ab 1. Oktober 1933.

Allerdings bleiben für Zahlungen, zu denen

«lie Gemeinden auf Grund des § 167 AVAVG.

in seiner bisherigen Fassung verpflichtet sind,
nie Absätze 3 bis 5 dieses Paragraphen übet

den 30. September 1933 hinaus in Kraft.

Weitere Änderungen
des Berufsbeamten

Ein drittes Gesetz zur Aenderung des Ge

/ur Wiederherstellung des Berufsbeamtentui

vom September 1933 (RGBl. I S. 655)

bringt verschiedene wichtige Neuerungen.

$ 2 Abs. 3 (Nichteignung der nach dem 9. N

vember 1918 eingetretenen Beamten) war bi

her für die Entlassenen eine Nachversicherung
nach Maßgabe der reichsgesetzlichen SY

m schlössen. Jetzt ist die Xachversieh

rung zuh r, sofern dem Entl nen kei;

Rente bewilligt ist. Durch einen Abs. 5 zu £

ist bestimmt, elaß «len Hinterbliebenen solcher

nicht geeigneten Personen, die vor dem In¬

krafttreten des Gesetzes verstorben sind, «:

Hinterbiiebenenbezüi entzogen werden. Im

Falle der Bedürftigkeit kann ihnen jedoch ein«

Rente bis zu 60 v. H. des Betrages bewilligt

werden, der «lem verstorbenen Beamten als

Rente hätte bewilligt werden können. Für die

nach § (kommunistische oder künfti

marxistische •— sozialdemokratische oder kom¬

munistisch Betätigung) Entlassenen gilt

nunmehr § 2 Abs. 1 Satz 2, Abs. 2 bis 5. Ei

Milderung- hal $ 3 (Nichtarier) erfahren. Neben

den bisherigen Ausnahmen sind von seiner

Geltung weiterhin solche weiblichen Beamten

ausgenommen, deren Ehemanner im Weltkrieg
dien sind. $ 4 (nationale Unzuverlässigkeit)

ist verschärft worden. Er gilt durch Hinzu¬

fügung eines Absatzes 2 entsprechend auch

für Beamte, die bereits vor Inkrafttreten des

Gesetzes in den Ruhestand getreten sind. An

«lie Stelle der Entlassung tritt in diesem Falle

die Entziehung des Ruhegeldes. Eine Neu¬

fassung hat $ 7 erhalten. Nach Abs. 1 wird di«-

Entlassung aus dem Amte, die Versetzung in

ein anderes Amt und die Versetzung in elen

Ruhestand elurch die oberste Reichsbehörde

oder den Reichsstatthalter, in Preußen durch

den Ministerpräsidenten oder die oberste

Landesbehörde ausgesprochen, die endgültig
unter Ausschluß des Rechtsweges entscheidet.

Soweit bis zum 30. September 1933 die Ent¬

scheidung durch eine andere oberste Reichs¬

oder Landesbehörde ausgesprochen worden

ist, tritt allerdings die Verfügung dieser Be¬

hörde an die Stelle der nunmehr zuständigen
Behörde. Sehr bedeutsam sind die in § 7 Abs. 2

neu geregelten Fristen. Danach müssen die

Verführungen nach § 2 (Nichteignung), § 2a

(kommunistische oder künftige marxistische

Betätigung), § 3 (Nichtarier) und § 4 Abs. 1

(nationale Unzuverlässigkeit) spätestens am

30. September 1933 zugestellt sein. Für die

Verfügungen nach $ 4 Abs. 2 (national unzu¬

verlässige Ruhestandsbeamte), § 5 (Versetzung
in ein anderes Amt) und $ 0 (Ruhestandsver-

tzung oder bei Angestellten Entlassung aus

dienstlichem Interesse) gilt der 31. März 1934

als Schlußdatum. Wenn die Prüfung, ob auf

einen Beamten die Voraussetzungen d£r §§ 2,

2a, 3 oder 4 Abs. 1 zutreffen, am 30. Septem¬
ber bei der obersten Reichs- oder Landes-
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de bereits anhängig, aber noch nicht ab¬

schlössen war, ist eine Zustellung der Ver¬

jüng nach dem 30. September 1933, jedoch
ns bis zum 31. März 1934 zulässig. Die

ühere Bestimmung, daß die Fristen im Ein¬

nehmen mit dem Reichsminister des Innern

irch die zuständige oberste Reichs- oder

ndesbehörde verkürzt werden können, ist

stehen geblieben. Aenderungen geringfügi-
N tur sind noch bei den §§ 9 Abs. 5, 10

\bs. 1 und 14 Abs. 1 vorgenommen worden,

.mtliche Aenderungen treten mit Wirkung
m S. April 1933 in Kraft.

Eine 5. DurchfVO. vom 29. September 1933

(RGBl. I S. 697) erläutert den oben erwähnten
I Abs. 2 des Berufsbeamtengesetzes dahin,

iß diese Vorschrift nur auf solche Beamte An-

endung findet, die nach dem 31. Mai 1932 in

n Ruhestand getreten sind. Wird die Ent-

i hung des Ruhegeldes ausgesprochen, so gel-
•n die Bestimmungen des $ 4 Abs. 1 Satz 2

und 3. Danach werden den betroffenen Ruhe¬

st ?ndsbeamten auf die Dauer von drei Monaten
nach Entziehung des Ruhegeldes ihre bisheri-

n Bezüge belassen. Von dieser Zeit an er-

Iten sie drei Viertel des Ruhegeldes und ent¬

sprechende Hinterbliebenenversorgun<_ Wich¬

tig ist auch die su § 16 ergangene Bestimmung,
wonach ein Härteausgleich ausnahms-

eise auch dann gewrährt werden kann, wenn

ein Rechtsanspruch auf Bezüge oder Ueber-

sgehler nicht besteht. Dies gilt auch für

die vor Erlaß dieser VO. durchgeführten Maß¬

nahmen. Die Bestimmungen der 5. DurchfVO.
sind beim Vollzug der 2. DurchfVO. ^nt-

sprechenel anzuwenden. Damit gelten sie niciit

ur für Beamte, sondern auch für Angestellte
und Arbeiter.

Am 28. September 1933 (RGBl. I S. 678) ist

eine zweite VO. zur Aenderung und Ergänzung
der 2. DurchfVO., die für die SV.Angestellten
maßgebend ist, erlassen worden. Die Ergän¬
zungen zu Nr. 2, 3, 5 und 6 entsprechen den

Aenderungen des Berufsbeamtengesetzes vom

». Juli 1933 (RGBl. I S. 518) und vom 22. Sep-
nber 1933 (RGBl. I S. 655). Hervorzuheben

t, daß den nach Nr. 6 der 2. DurchfVO. zur

Vereinfachung der Verwaltung oder Bctriebs-

«hrung ocer im Interesse des Dienstes gekün¬
digten Dienstverpflichteten, die Anspruch auf

Versorgungsbezüge nicht haben, auf Grund

»ines neuen Abs. 5 zu Nr. 6 zur Vermeidung
unbilliger Härten von der obersten Reichs- od«

L mdesbehörde im Falle der Bedürftigkeit
_!stens für 5 Jahre eine jederzeit widerruf¬

ene laufende Unterstützung gewährt werden
kann« Die Bewilligung bedarf in jedem Falle
«ler Zustimmung des Reichsministers des Innern,

ch einer in die 2. DurchfVO. neu aufgenom¬
menen Nr. 10 darf als Angestellter oder Ar-

ter in den Dienst von Reich, Ländern, Ge¬
binden und Gemeindeverbänden, Körperschaf-
n des öffentlichen Rechtes sowie eliesen

•ichgestellten Einrichtungen unel Unterneh-

ungen nur eingestellt werden, wer die vor-

i lebene oder übliche Vorbildung oder

nstige Eignung für das Beschaftigungsver-
tnis besitzt unel die Gewähr dafür bietet,
er jederzeit rückhaltlos für elen nationalen

eintritt Wer nichtarischer Abstam¬

mung oder mit einer Person nichtarischer Ab¬

stammung verheiratet ist, darf nicht eingestellt
werden. Wenn dringende Rücksichten der Ver¬

waltung es erfordern, sind Ausnahmen von

den Arierbestimmungen möglich. H. L.

Änderung
der Zulassungsordnung für Ärzte.

Der $ 27 ZO. hatte bereits durch die VO. des
RAM. vom 9. Mai 1933 (RGBl. I S. 260; VZ.
1933 S. 1öS) eine neue Fassung erhalten. Eine
weitere VO. des RAM. vom 28. September 1933

(RGBl. I S. 69o) hat eine nochmalige Aende¬

rung des $ 27 Nr. 1 ZO. gebracht. Es handelt
sich um eine neue Formulierung der Au
nahmen von den Vorschriften der ^ 17, IS ZO.

(Verhältniszahl) und $ 24 ZO. (Gesichtspunkte
für die Auswahl bei mehreren Bewerbern).
Wie bisher, gelten die ^ 17, IS, 24 ZO. nicht

tür die erste Zulassung von Aerzten, die auf
Seiten des Deutschen Reiches oder seiner Ver¬
bündeten am Weltkrieg teilgenommen haben
und seit dem Tage ihrer Approbation min-

<*stens ein Jahr lang ärztlich tätig gewesen

sind. Neu ist, daß diese Vorschriften ferner
nicht für eine wiederholte Zulassung solcher
Aerzte gelten, wenn sie ihre erste Zulassung
vor dem 1. September 1933 autgegeben hatten

und vor diesem Tage wieder in ein Arzt¬

register eingetragen waren. Weitere neue Ai
nahmen von der Geltung der $$ 17, 18, 24 Z( K

bestehen für die erste Zulassung von Aerzten,
elie nach ihrer Approbation und vor dem
30. Januar 1933 der SS., SA. oder dem Stahl¬

helm angehört und sich um die nationale Er¬

hebung Verdienste erworben haben. Voraus¬

setzung dabei ist, daß die Aerzte seit dem

Tage ihrer Approbation mindestens ein Jahr

lang- ärztlich tätig gewesen sind. Ueber das

Vorliegen von Verdiensten ist der Reichsführer

eler KVD. gutachtlich zu hören. Geblieben sind

elie Ausnahmen für die erste Zulassung von

Aerzten, dJe vor dem 1. Oktober 1921 appro¬

biert sind und ihre ärztliche Tätigkeit nicht

oder nur vorübergehend unterbrochen haben.

Sind die Aerzte, für die die Ausnahmen gelten,
niedergelassen, können sie nur am Ort ihrer

Niederlassung zugelassen werden. Aende¬

rungen sind am 30. September 1933 in Kralt

treten.

Zuständige Behörden für Durchführung
des Berufsbeamtengesetzes bei den

Trägern der SV.

Bestimmungen des RAM. vom 29. August 1933

(RABl. Nr. 26). Auf Grund eler dritten VO.

zur Durchf. des Ges. zur Wiederherstellung des

Berufsbeamtentums vom 6. Mai 1933 (RGBl. I

S. 245) „zu § 17" wirel mit Zustimmung des

Reichsministers des Innern folgendes bestimmt:

$ 1. Soweit in dem Gesetz oder «l«*n Durchf-

VO.en ohne nähere Reegelung eine Zuständig*
ke it eler obersten Reichs- oder Landesbehörden

vorgesehen ist, sind für die Träger eler SV.,
die der Aufsicht einer Landesbehörde unter-

stehen, sowie elie mit ihnen verbundenen Untei

nehmen und Einrichtungen die Reichstatthalter

(Dritte DurchfVO. „zu § 7" Nr. 4), im übrigen
die Sozialministe*rien eler Läneler, für die an-

n VTr. der RAM. zuständig
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$ 2 M) Die 1; über die Entlassung von Ar¬
tern unel Angestellten der LVA.en (Dri

DurchfVO. »ZU S T Nr. 6) wird der für die

VA- zuständigen Aufsichtsbehörde Über¬

lingen.

) Die f:\ nach Absatz 1 ist endgültig. Im

übrigen wird die E. über Streitigkeiten (Nr. 5

Abs. S «ler Zweiten DurchfVO.) für die An-

teilten und Arbeiter von VTr.n. die der Auf¬
sicht «les RVA. unterstehen, sowie für die RfA.
und «lie Reichknappschaft dem RVA. über-

Verwendung von Osthilfeentschuldungs-
briefen und Steuergutscheinen bei der

Entrichtung von Beiträgen zur SV.

Hierzu ist am 14. September 1933 ein Erlaß
eles RAM. (IVa Nr. 15 717 33) ergangen. Für
ch landwirtschaftliche Entschuldung im Ost¬
hilfegebiet sind in erster Linie die VO.en vom

17. November 1Q31 (RGBl. I S. 675), vom

12 März 1932 (RGBl. I S. 130) und vom

15. März 1932 (RGBl. I S. 143) maßgebend.
Danach wird für jeden zu entschuldenden Be¬
trieb ein Entschuldungsplan aufgestellt. In die¬
sem ist u. a. festzusetzen, inwieweit die Gläu¬
biger bar oder unbar zu befriedigen sind. So¬
weit unbare Befriedigung vorgesehen ist, muß
der Gläubiger Osthilfeentschuldung-
1> r i * nnehmen. Dns hat die gleiche Wir¬
kung wie elie Zahlung einer Geldsumme in Höhe

Nennbetrag« der Entschuldungsbriefe.
Hierbei wird kein Unterschied zwischen Privat-
glüubigem und öffentlich-rechtlichen Gläubigern

cht Infolgedessen sind im Rahmen des
I tschuldungsplans auch elie Träger der SV.

verpflichtet ()sthilfeentschuldungsbriefe anzu¬

kitten. Die* Begleichung von SV. Beit rag
lei ungen durch ( Kthilfeentschuldungsbrief

t aber nur insoweit zulässig, als die Entschul¬
dungsbriefe zur Begleichung der im Entschul-

dungsplan bezeichneten eigenen Beitragsver¬
nichtungen eles Inhabers eines entschuldete

Betriebes hingegeben werden, der VTr. also
unmittelbare] Glaubiger des entschuldeten Be¬
triebes unel als solcher eingetragen ist. Per-
»nen. eii» uff anderem Wege in den Besitz

von ( tahilfeentschuldungsbriefen «gelangt sind,
insl e Gläubigern entschuldeter Betrieb

ie mit solchen Papieren befriedigt wurden, ist
di iren die Begleichung ihrer Verpflichtungen
an die V11. lurch Hingabe von Entschuldung!
b; n nicht gestattet Handelt es sich um

Beit ? zur AlVers», die» als unbar zu befrieeli-
n in dem Entschuldungsplan «'ingetragen

smd. so genügt der Schuldner seiner Verpflich¬
tung, wenn er die Entschuldungsbriefe in Hohe

Beit sschuld «ler Einzugsstelle (Kk.) über¬
gibt. De eii*» Kk. ihrerseits grundsatzlich nur

verpflichtet ist. an elie RfAuA. «las abzuliefern,
w is sit» seil »rnmen hat Rügt dieKk.

Ansicht «les RAM. ihrer Verpflichtung
egenüber «ier RfAuA., wenn, die» Entschul-

it sie» zur Zahlung von AlVers.~
itimmt h i, fristgemäß an di

\>» gibt. Die» AufIm*wahrung unel etwait
Verwertung der Briefe muß «len Dienststellen
er RfAuA. äberl n bleiben. Eine besondere

R. ung wird hu die Fälle empfohlen, in denen
B /ur KV. unel AlVers. nicht elurch

Hingabe getrennter, sondern durch gemeinsai
Entschuldungsbriefe beglichen werden. W
über elie Osthilfeentschuldungsbriefe gesv.

istr gilt auch von den vorläufigen Beschein

gungen, die nach § 20 der VO. vom 12. M j

1932 und § 5 der VO. vom 30. Mai 1932 (RGBl
S. 252) über die Entschuldungsbriefe ausgegebe
werden.

Steuergutscheine sind bei der Entric!

tung von SV.Beiträgen bisher zur Hingabe
Zahlungsstatt nicht zugelassen. Zu ihrer An¬
nahme sind die VTr. daher nicht verpflichte
Sie werden mithin Steuergutscheine nur annei

men, wenn keine Aussicht besteht, in angemesse¬
ner Zeit Bezahlung vom Schuldner zu erlangen.
Die VTr. müssen dann aber um alsbaldige Ver¬

wertung der Steuergutscheine bemüht sein. B
der Annahme der Scheine müssen sie zum Aus¬
druck bringen, daß der Beitragsschuldner von

seiner Verpflichtung nur in dem Umfang frei
wird, in dem die Verwertung der Steuergut
scheine zu einem Erlöse führt. Handelt es sieb

um Beiträge zur AlVers., so ist der Erlös
oder der auf diese Beiträge entfallende Teil d»
Erlöses —

an die RfAuA. abzuführen. D

Uebersendung der Steuergutscheine durch die
Kk. an eine Dienststelle der RfAuA. ist un¬

zulässig.

Der § 216 Abs. 3 RVO. in der Praxis.

Die Bestimmung des § 216 Abs. 3 RVO., \n

nach der Anspruch auf KG. ruht, solange die
Arbeitsunfähigkeit (Au.) der Kk. nicht ge¬
meldet ist, wenn nicht die Meldung innerhalb
einer Woche nach Beginn der Au erfolgt, ist

seit 2& Juli 1930 in Kraft. Man müßte dem¬
nach annehmen, daß die Mitglieder hinreichend
untericht* t sind. Doch erlebt man es in der
Praxis immer wieder, daß infolge Nichtbeach¬

tung der Vorschrift elas KG. für kürzere odei

längere Zeiten versagt werelen muß.

Immer wieeler berufen sich die Mitglieeler in

derartigen Füllen auf die Nichtkenntnis «lei

Bestimmung und verlangen von eler Kk. nach¬

träglich die Zahlung des vorenthaltenen KG.«
Zwar sind Literatur unel E.en zu $ 216 Abs. 3
RVO. zahlreich. Dennoch muß es erwünscht

in, «lie Angelegenheit vom praktischen Stand¬

punkt aus zu betrachten, um so mehr, als
_

unbestritten ist, daß eler Kranke für elie recht¬

zeitige Meldung seiner Au. beweispflichtig is
Er kann in keinem Falle mit seinen Ansprüchen
durchdringen, wenn ei den Beweis eler recht¬

zeitigen Meldung eler Kk. gegenüber nicht ein¬
wandfrei führt.

I rotzdem ist «>s nicht richtig, wenn «lie Kk.«
aus «ler Nichtbeachtung der Bestimmung in
ledern Falle die Konsequenz ziehen und

grundsatzlich <li«k Auszahlung «les KG.es ver¬

weigern. Daß die Verletzung d« Vorschrift
des $ 216 Abs. 3 RVO. auf die verschiedensten
Umstände zurückzuführen ist und in der Regei
eine Absicht der Versicherten nicht vorliegt.
dürft gemeiner Erfahrung entsprechen. Es
würele somit eine Härte* sein, wollte man i

dem Falle das KG. vorenthalten. Mein soll;

daher allgemein nicht nach dem formalen Recht,
andern nach Billigkeit entscheiden. Die Mög¬

lichkeit hierzu bietet ein Bescheid des RAM

>m 17. Februar 1931 - Nr. IIa 11617 30 —
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)K. 1931 S. 245). Können von einem Mitgliede
Falle der Verweigerung des KG.es Billigkeits
inde geltend gemacht werden, so bedeutet
keine Umgehung gesetzlicher Vorschriften,
nn das KG. nachträglich zur Auszahlung

»langt. Es genügt die Anwendung des § 529
Vi ). vollkommen, um in diesen Füllen el

Mitglied anzuhalten, in Zukunft die Meldung der
\u. rechtzeitig zu bewirken. Andererseits bedarf

dieser Anwendung nicht, wenn man dem
rsicherten Billigkeitsgründe nicht zuzu-

echen vermag und er infolgedessen eine
unt« r Umständen nicht unerhebliche Einbuße
an KG. erleidet.

Man muß sich immer vor Augen halten, daß
Vorschrift des S 216 Abs. 3 RVO. offenbar
wordene Mißstände -abstellen sollte. Die Kk.en
len nicht verpflichtet sein, KG. zur Aus

thlung zu bringen, ohne vorher über den Zu-
md «les Kranken etwas zu erfahren. Die

Wahrnehmung berechtigter Interessen durch
iie Kk.en infolge Berufung auf § 216 Abs. 5

RVO. schließt aber pflichtmäßiges Ermessen

keineswegs aus.

Natürlich ist es nicht angängig, bei Anträgen
von Mitgliedern auf nachträgliche Auszahlung
vorenthaltenen KG.es immer Billigkeitsgründe
¦ in/unehrnen. Vielmehr muß an Hand des Ern¬
stfalles geurteilt werden. Um in der Tat nach

pflichtmäßigem Ermessen zu entscheiden,
müssen elie Krankenbesucher oder sonstige
K issenangestellte im Außendienst die notwendi-

n Feststellungen treffen. Deren Ergebnisse
sinel dann schriftlich festzuhalten, damit ge-
LM'benenfalls auch aktenmäßig der Nachweis

führt werden kann, daß durch eine vernünf-

e Handhabung gesetzlicher Vorschriften den
Bedürfnissen der Praxis Rechnung getragen
wurde. H. Troppenz, Helmstedt

Krankengeld für

I einer Abhandlung über «las KG. für Arbeits¬

lose in Nr. 13/14 S. 204 dieser Zeitschrift I

uptet Dom k es, daß für die Beurteilung
aller Ansprüche, eingeschlossen die Kranken-

j'hlansprüche, die aus einem Unterstützun<_

fall erhoben werden, a u c h bei den kranken¬

sicherten Arbeitslosen «ler Zeitpunkt «ler

Erkrankung maßgebend sei. Daß das RVA.,
insbesondere aus der E. vom 9. Oktober

10 (AN. 1931 S. IV U; VZ. 1931 S. 36; DK.

1931 Sp. 625, 1290) ersichtlich ist. diesen

Grundsatz für das Gebiet der KV. Arbeitsloser
verlassen habe, will D. nicht anerkennen. Aus-

hmcn von diesem Grundsatz sind nach

ner Ansicht nur «ia umgeben, wo auf Grün«!

? tzlicher Vorschriften g e n e r e 1 1 für alle

\i beitslosen oder bestimmte Gruppen von

en Aenderungen «ier Alu. eintreten (/. B.

_:inn od«*r Ablauf eler berufsüblichen Arbeits¬

amkeit, Beginn oder Ablauf der Winterhilft )

tolgert aus seinen Darlegungen, «laß für

en Arbeitslosen, der vor Ablaut «ler ersten

i h Wochen nach Beginn «ies Alu.bezi.L_

hig erkrankt, während «les V.fali-

e Senk mg des KG.es durch das Ergebnis
zu prüfenden Hilf- lürftigkeit nicht ein¬

tritt, auch wenn die Arbeitsunfähigkeit über

e ersten sechs Wochen nach Beginn des

Alu.bezuges fortdauert.

Der Auffassung von D. kann nicht beigepflich¬
tet werden. Sie widerspricht nicht nur der

bisherigen Praxis, sondern ist auch rein recht¬

lich nicht haltbar. Es bedeutet eine Ver¬

kennung der E. vom 9. Oktober 1930, wenn

man sie nur auf Fälle anwenden will, in denen

eine Aenderung der Alu. nicht für den Einzel¬

fall, sondern auf Grund gesetzlicher Vor¬

schriften ganz allgemein erfolgt. Wollte man

eler Ansicht von D. folgen, wäre der Zweck

des § 120 AVAVG. verfehlt, daß nämlich der

Arbeitslose weeler einen Vorteil erzielen, noch

einen Nachteil erleiden soll, wenn er erkrankt

und arbeitsunfähig wird. Denn der Arbeitslose

tte dann die Möglichkeit, sich durch Krank¬

meldung in dem ihm zustehenden KG. eine

höhere Unterstützung zu verschaffen, als ihm

ohne Krankmeldung an Alu. zustehen würde.

Die E. vom 9. Oktober 1930 will aber die

Zweckbestimmung des § 120 AVAVG. wahren.

Deshalb stellt sie besonders fest. ifi der

Grundsatz, die Höhe des KG.es habe sich bei

hwebenden Unterstützungsansprüchen st

nach der Höhe des zu Beginn der Erkrankung

maßgebenden Grundlohnes zu richten, je«len-

falls dann keine Anwendung finden kann,

nn das Gesetz, wie im $ 120 AVAVG., aus¬

drücklich vorschreibt, daß sich das KG. dem

jeweiligen Betrage der Alu. anzup n 1

«ler sich erhöhen und vermindern kann. Bei

ser Gelegenheit sei auch auf die Anmerku

von Hergst zur E. in DK. 1931 Sp. 1291

verwiesen. Nichts «leutet in der E. auf elen

intümlichen Schluß hin, den D. daraus zieht.

ifi (iie* Ansicht von D. ganz allgemein, i:

besonder« Ix*r in bezug auf Bemessung i

GK.es bei arbeitsunfähiger Erkrankung vor

Ablaut der ersten secl Wochen nach Be¬

ginn «les Alu.bezu fehlgeht, gibt si«

auch deutlich aus elem Bescheid «les RAM

in 12. November 1932, betr. Erteilung \

Auskunft über die Höhe der Alu. durch Ai-

mter an Kk.« mm Zwecke dei Fest¬

setzung des KGes IVa 8685 (DK.

ö Sp. 1311). In diesem Bescheid wird aus

de? mehrfach erwähnten E. vom (> Oktol

|U'U) gefolgert, daß insbesondere die Kürzun¬

gen der tabellarischen Unterstützung ze, «lie^

infolg« der Prüfung eler Hilfsbedürftigkeil
er Krisenfürsorge allgemein un«l in ch

AI Ver m der siebenten Unterstützui i

an eintreten, auch bei dem KG. Arl

Pia! gi n. Aus dieser F >lgei
heraus werden dann im einzelnen die Pili«

tei <h Arbeitsämter gegenüber Kk.«

aul re'chtzeitii mit Auskunft«

iis geltenden Unterstützung zur

• in. I)< näheren Ausführung«
übe die Auskunftspflicht dt Ai
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ist Ansieht eles RAM zu entnehmen, dafi

innerhalb eler ersten secl Wochen d»

Alu.b« eitsunfähig erkrankte Arbeits-

]n vom Beginn der siebenten Untei-

m K nur in Höhe eles sich

' h der Hilfsbeelürftigkeitsprüfung ergeben¬
en Unterstützungssatzes zu erhalten haber..

in dem Bescheid gesagt, d:»ß d

Arbeitsamt, wenn ihm zu einer Zeit, für c

r Arbcitsle/ Kt bezieht, Tatsachen be¬

kannt vs en, elie eine Aenderung in der Höhe

ler Alu. zur Folg« uitten (z. B. *& 112, 112

1I2!> AVAVG.), di. n_ts.ichcn der Kk. mit-

rteilen ur.(} '!al>ei zu vermerken hat, welcl

Unterst «itzung es nunmehr für angemessen

halten würci Dtanach hindert also jeelr Tat-

inem bestimmten Zeitpunkt die

\!«' :\ w einem arbeitsunfähig
\ beitslosen fm -ichen Z» it-

punkt auch das KG.

Beizutreten ist «; **r Auffassung v >n

120 AVAVG nur die Höh.

KG.» s : etzt, aber nichts über die Dauer

er K ihlung bestimmt. Hieraus ergibt si«

für elie Praxis e*ine bisher ungelöste Frage.
Wenn ein innerhalb der ersten m Woche

de-s A lu.bezug» arbeitsunfähig erkrankter

Arbeitsloser iuf Grund rler Hilfsbedürfti

kettsprüfung von icbenten Woche an

eine verminderte Alu. erhalten würele, kann

ihm vom Ieichen Zeitpunkt rch nur e

brechend vermindertes KG. ihlt wer¬

ft. Wie .iber ist es, wenn eliesem Arbeits-

losen, weil «lie» Hilfsbedürftigkeit verneint

wird, von eler ebe-nten Unterstützungs¬
woche an überhaupt keine Alu. mehr zustehen

würch Der sich in erster Linie aufdrängende
Schlul B elann auch trotz fortbestehender

Arbeitsunfähigkeit kein KG. mehr zu gewähren
i-t, kann m. E. nicht anerkannt werden. Wohl

richtet sich der Betr ies KG.es nach S 120

AVAVG. Mit seiner Eigenschaft als Mafi¬

stab für die Höhe «les KG.es ist aber die

Bedeutung des $ 120 AVAVG. erschöpft. Das

Recht; auch ein Ruhen des K( zu er¬

zwingen, wohnt dieser Vorschrift nicht in^.e.

El wie die Vorschriften des AVAVG.

über die KV. Arbeitsloser keine abweichende

Regelung über elie Dauer des KG.bezuges
treffen, enthalten si auch nichts über eii

Frage des KG.ansprucI bei Wegfall eh

Alu.anspruchs. Mangels abweichender Rege¬
lung im AVAVG. gelten deshalb für die

Fr n nach § 117 AVAVG. die Vorschriften

«ler RV< >. für Pflicht! icherte. Dem arbeits¬

unfähigen Arbeitslosen, eler vom Beginn der

enten Unterstützungswoche an Alu. nicht

ehr zu beanspruchen hat, steht ungeacht-
en nach «len V : iften «ler RV*

weiterhin KG. zu. Weil Alu. Mafistab

r Bemessun. r Höhe des KG.« nicht

? •hr vorhanden ist, müfite «: l streng

ommen nunmehr nach dem Grundlohn

Arbeitslosen berechnet werden. Statt

wird aber hier die E. des RVA. vom 4. M

1930 (AN. 1930 S. 257) sinngemäß anzuwend«

sein, daß nämlich die Höhe des KG. sich na«

der vorher bezogenen Alu. zu »Ichten
Das RVA. ist dabei in einem Falle des § 1

Abs. 2 AVAVG. nis Zweckmäßigkeitsgrün
zu diesem Beschluß gelangt. Es hielt

Ichem Felle eine Bemessung nach d«

Grundlohn (§§ 180, 182 Xr. 2 RVO.) für u

rwünscht, weil di*- Berechnung für di< Kk.

hwierij ein und nfierdem dem Arbe
losen zu einem KG. verhelfen könnte,

U. höher ist, als es die Alu. war.

Der Grundsat di eler Arbeitslose durch
Krankmeldung weder einen Vorteil erziel«
roch einen Nachteil erleiden soll, wird durch

elie Zuerkennung von KG. trotz Wegfalls d<

Ahr.anspruchs zweifellos verletzt. Der arbeit

ihige Arbeitslose würde von der sieben'»

Woche an Alu. nicht mehr erhalten, währ*

irbeitsunfähige Arbeitslose weiterhin K<

in Höhe rler bisherigen Alu. erhält. Ein sole

Arbeitsloser ist uch «inem .meieren um

Ser im Vorteil, -Jessen Alu. nicht wegt

rn nur gemindert wird, dem daraufhi

ier such nur noch gemindertes KG. gewäh
wir Trotz d offensichtlichen Ungleic
höh wird jedoch in dem KG.anspruch ;

Weg! ill e{er Alu. festzuhalten sein. Der

Beginn dieses Absatz« erwähnte Grundsat/

t elie Zweckbestimmung des § 120 AVAV«

Diese Vorschrift gilt aber in diesem Fall nicht,
so dafi uch ihr Zweck außer Betracht i

bleiben hat Außerdem ist die Ungleichheit
auch in anderen Fällen vorhanden. Ein arbeits¬

fähiger Arbeitsloser würde z. B. bei Aus*«

Steuerung aus der AlVers. mangels Hilt

bedürftigkeit keine Kru. erhalten. Ist er

doch zum Zeitpunkt der Aussteuerung aus der

AlVers. arbeitsunfähig krank, erhält er weiter¬

hin KG., weil die Arbeitsunfähigkeit den Lauf

ei Dtouer des Alu.bezuges hemmt. Wenn die
hier zur Frage des KG.anspruchs bei Wegfall
der Alu. geäußerte Meinung auch durchaus

vertretbar und begründet ist, wäre es mi

Rücksicht if die große Bedeutung dieser

Frage für die Praxi doch sehr erwünscht,

wenn das RVA. Gelegenheit erhielte, über

einen Fall dieser Art eine grundsätzliche E.

ZU fällen. Herbert Lieske, Berlin-Tempelhof.

Zur Auslegung des § 545o RVO.

In der VZ. 1933 S. 60 ist eine Abhandlung ve

Hans Mecklenburg, Berlin, über die Auslegung
des $ 545a RVO. in Verbindung mit der NV

vom 9. Dezember 1931, 5. Teil Kap 2 § 1 er¬

schienen, deren Endergebnis wohl nicht an¬

greifbor ist. Jedoch sind in der Beweisführun.

»weit das formale Recht in Betracht gezogen
wurde, gewisse Bedingungen m. E. nicht ge¬

nügend berücksichtigt, die gleichfalls einer

näheren Betrachtung bedürfer
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kann zunächst der Einwand erhoben wer-

?*n, die BG. sei schon deshalb berechtigt, den

s itzanspruch der Kk. abzulehnen, weil es ihr

dich sei, jeden Schadenersatz überhaupt zu

gen. Dem wäre entgegenzuhalten, dafi

er Begriff „Schadenersatz*' im Sinne des § 555

VO. nicht alle Verpflichtungen der BG. er¬

bt, sondern nur die in § 558 RVO. aufge-
flirten Leistungen an Krankenbehandlung, Be-

Fürsorge, Rente oder Krankengeld, Tage¬
eid und Familiengeld, Leistungen also, die die

BG. unmittelbar dem „Geschädigten" zu

-währen hat. Da der Anspruch der Kk. auf

stattung ihrer Aufwendungen keinesfalls un¬

mittelbar aus dem Schadenereignis selbst ent¬

steht, sondern erst aus der Erfüllung ihrer

Vorleistungspflicht* resultiert, ist die Bezeich¬

nung der Ersatzleistung der BG. nach dem

Buche als „Schadenersatz „offensichtlich
icht zutreffend, ganz abgesehen davon, daß

die Kk. als nur juristische Person überhaupt
keinen „Schaden" im Sinne des $ 555 RVO.

'eiden kann.

Die Ersatzleistung kann aber ebensowenig etwa

sh „mittelbarer Schadenersatz" angesehen
»rden, denn wenn man die rechtlichen Be¬

dungen zwischen Klc. und BG. nur so auf-
ssen wollte, als sei die Kk. verpflichtet, ledig¬

lich verlagsweise für Rechnung der BG. den

.Schadenersatz" in gewissem Umfange zu
_.

ihren, so müßte der Kk. vom Gesetzgeber
- ichfalls das Recht geg-eben sein, ihren
r den F-ill einer schuldhaften Mitbeteiligunq
nes Verletzten auch die Leistungen ein¬

tränken oder ganz versagen zu können.

Gegen eine solche Auslegung spricht aber die

l itsache, daß die Kk. ihre Aufwendungen aus

»laß eines „Betriebsunfalles" nur zu einem

I eil, oder wenn vor Ablauf der achten Woche

nach dem Unfall Arbeitsfähigkeit eingetreten
istr überhaupt nicht erstattet bekommt. Offen-

_r war der Wille des Gesetzgebers eler, daß

undsatzlich für „leichte" Unfälle die Kk.r für

ere" dagegen die BG. einzutreten hat,
i zwar jeweils nach den für den einzelnen

VI besonderen gesetzlich* Vorschriften.
iß können auch die* Aufwendungen

er Kk. für einen Unfallverletzten nicht unter

n Begriff eles (mittelbaren) „Schadenersatz»
fallen, der der KV. schlechterdings frenvl ui

glich i r UV. einen ist.

bleibt schließlich elie alleinif Vor
tir, ob die Kk. einen Ersatz tpruc

die BG. geltend machen kann, die Tat-

che, daß nach $ 1504 RVO. die Einheit

tungsgrundes vorliegt, d. h., daß die Krank-

füi ie die Kk., ihrer Vorleistungspflicht
ügend, eingetreten ist, die Foh s Un-

lles darstellt, für den die BG. zu entschä¬

rfen h« Nun ist ck \usdruck „ent i-

rungspflichtiger Unfair in S 1504 RVO- ni

rstehen, als ob eine Verpflichtung de

zur Befriedigung des F nsprw der
^'k. nur dann vorliegen soll, wenn nicht

spruch des Verh Ibst aul „Sch
s tz" durch besonciere Vorschrift

inkt oder gar ausgeschlossen ist. 7

er genannte Ausdruck l< lieh

unmenfassung der verschiedenen Unfal

He. wie „Unfall beim Betrie: und der

m gleich eilten Vorgänge ($ 545: u

b RV< ) ) ebenen und imit klarstellen, daß

elie grundsätzliche Entschädigungspflicht
der BG., die kraft des ursächlichen Zusammen¬

hanges zwischen der unfallbringenden Tätig¬
keit und dem Betriebe im Augenblick d* r

Schadensstiftung entsteht, für die Auseinander¬

setzung mit der vorleistenden Kk. maßgebend
sein soll.

Zusammenfassend läßt sich also sagen, dab

durch die Bestimmung der NV. in § 545a RV<

bei den kv.Pflichtigen Verletzten nur der

igene Ansprüche „für die spätere Zeit'

($ 150 RVO.) an die BG. selbst beschränkt unei

versagt werden können, in keiner Weise jedoch
elie Ersatzansprüche der Kk. eine Benachteili¬

gung erfahren. Helmut Handick, Düsseldorf

Die Landesversicherungsanstalt
Württemberg

hatte nach dem Geschäftsbericht für das Jahr

1932 einen weiteren Vermögensrückgang (schon
1931 mit runeJ 7,7 Mill. RM. begonnen) von

8,1 Mill. RM. Die Einnahme aus Beiträgen be¬

trug 29,7 Mill. RM., die Ausegaben an Renten

36,7 Mill. RM. Zur Deckung des Fehlbetrages
mußten die Rücklagen herangezogen und Wert¬

papiere im Nennwerte von 4,6 Mill. RM. mit

11,85 v.H. Verlust verkauft werden. Nach Ab¬

zug des Reichsausschusses und der Reichsbei¬

hilfe hatte die LVA. einen eigenen Rentenanteil

von 25,1 Mill. RM. Tatsächlich belastet wurde

e aber an der gesamten Rentenlast aller VTr.

von 764,1 Mill. RM. mit 35,3 Mill. RM., so daß

sie mit 10,2 Mill. RM. gleich 40,85 v.H. ihrer

eigenen Rentenlast zugunsten anderer LVA.en

belastet ist. Die Gesamtsumme der für andere

VTr. übernommenen Rentenlasten betrug in der

Zeit von 1924 bis 1932 inv mt 51,8 Mill. RM.,
ds restliche Vermögen dt Anstalt noch

Mill. RM. Die Verwaltungskosten im

engeren Sinne erforderten 1465 201 RM., d.h.

4,93 v. H. eler Beitragseinnahmen, elie Verwal¬

tungskosten im weiteren Sinne 2,2 Mill. RM.,

gleich 7,71 v.H. der Beitr innahmen. I)

Durchschnittssat betrat bei Ilen LVA.en

9 v. H.; einen niedrigeren Prozer i der Ver¬

waltungskosten hatten unter den 2S LVA.en

nur noch drei Rur 74SOOO Versicherte wur¬

elen weegen der Beiträge- kontrolliert, also alle

Versicherten, ein erheblicher Tei! wiederholt

Die Gesamtsumme der nachgeholten Beiträge
betrug 1,4 Mill. RM... rund 5 v.H. der Bei-

nnahme. DeT Rentenstan m

Ei les Berichtsjahres 109 321 I je 23,6 Ein¬

wohner oder 6,9 Versicherte fallt ein

Rentenempfän Von den Invalidenrenten

wurden 30r4 v. H., von den Witwenrenten

56,2 v. H. wege nrücklegung eles 65. Lebern

jah. ihrt Unter elen Invalidität hen

steht Rheuma mit 11/w v.H an erster StelU

I'uberkulo ntfällt M»7, auf Krebs 3,77 v. H.

Heilverfahren könnt m n

Eil nkungen uch 1932 noch fortgese
werden; von den vom RVA. zur V

stellte 1.7 Mill. RM. wurden aber nur 1,3

Mill. RM. verw* t, die abgelehnten Anträge
1931 von 25 tut 27 v. H. im Be-

riclv ,r. Von 4140 Fällen wurden nur 2

•nehmigt 1152 abgelehnt 107 sonstwie

ledigt und. 51' Jahr übertr
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Bekämpfung der Geschlechts¬
krankheiten in Württemberg*
/ rn I Ändern, in denen die Fürsorge iür

blech: inke einheitlich unter Führur
LVA. betrieben wirel, gehört neben de

Rheinprovinz, Thüringen und Mecklenbu
anders Württemberg. Hier sind von 1924

bis 19 Beratunegsstellen geschaffen, die zü¬

rn bei Oberamtsärzten, die als Gesundheit
behörden im Sinne ch

. zur Bek. der
chl.Krankh. fungiei en, in Spezinikiiniken

fceren Krankenhäusern untergebracht
sind. Der Hiuptberatungsstelle sinel die Mel-

tngen über säumige Kranke nach § 9 des
von elen behandelnden Aerzten zuzu¬

leiten. Neumeldungen in den Beratungsstellen
ging« 4o51 ein, elie Untersuchungen be¬

trugen aber 9754, davon 6823 unmittelbar in
den BfG., die übrigen 2931 durch behandelnde
Aerzte Die Erkrankungen betrafen 1829
Minner, 1457 Frauen und 99 Kinder. An
Syphilis litten 1221 Personen, an Tripper 1916
unel an weichem Schanker 148 Personen; die
le tztere Krankheit hat in den letzten 3 Jahren
mehr als 400 Personen betroffen. Durch einen
Außendienst sind 2609 Besuche bei säumigen
Kranken gemacht worden; gleichwohl waren

noch 817 Anzeigen gemäß $ 4 des Ges. an die
sundheitsbehörden erforderlich.

An Behandlungskosten hat die LVA. insgesamt
"3 927 RM. getragen, daneben stehen die von

den Kk.en während ihrer Leistungspflicht ge¬
machten Aufwendungen und der Aufwand des
Landesverbandes zBdGK., der an Be-

mdlungskosten im Krankenhause 161 177 R
Arzthonorar 33638 RM., an Arzneikost«

13 754 RM., zusammen mit Reisekosten [

Verwaltungsaufwand 10 684 RM. Ausgab
itte. Diese Ausgaben wurden für Nich

versichert gemacht, und zwar

S48 Männer, 663 Frauen, im übrigen Jugen<.
liehe und Kinder, zusammen 1590 Kranke. !

Kosten wrurden von den Hauptträgern eh

Verbandes, dem Württ. Staat der LVA.,
Gemeindeverbänden, den Kk.en und sonstig
Verbänden aufgebracht. Unter Ausscheidu
eler Kosten für Kinder und Jugendliche i

nur etwa 9000 RM. ist der Durchschnittsbeti
lür Behandlungskosten bei Frauen 172 RM.,
bei Männern nur 96 RM. Bei den Einzelkrank
heiten ist die Behandlungsdauer: Syphilis:
Männer 30, Frauen 44 Tr.ge; Tripper: Männei
>7, Frauen 55 Tage; Syphilis und Tripp«
Männer 42, Frauen 57 Tage; weicher Schankei
Männer 22, Frauen 41 Tage. Der Landesvei-
band kann trotz erheblicher Schwierigkeiten in
der Aufbringung der Mittel seine Tätigkeit
offenbar als einzige der im Reiche vorhandenen

Arbeitsgemeinschaften im Sinne der Reichs¬
richtlinien fortsetzen. Der Aufwand der letzten
Jahre betrug trotz der verminderten Leistungs¬
fähigkeit der SVTr. jeweils etwa 200 000 RM.
Es ist zu hoffen, daß die schon im Jahre 1931
zunächst lokal, im Jahre 1933 aber durch

Aenderung des Strafgesetzbuches ergriffenen
Maßnahmen gegen die Gewerbeunzucht ein

Zurückdrängen der ansteckenden Geschlechts
krankheiten ermöglichen. R. Fette, Stuttgnr

ANFRAGEN UND AUSKÜNFTE

Wir erteilen Beziehern unserer Zeitschrift, ohne eine

dem Gebiet der Sozialversicherung. Eine zivilrechtliche

rnmen. Die Antworten werden brieflich gegeben und

Dauer des Anspruchs auf Bezüge bei Entlas¬

sungen nach dem Berufsbeamtengesetz.

Frage: Der Krankenbesucher unserer Kk.
ist nach $ 4 des Berufsbeamtengesetzes frist*
los entlassen worden. Der Vorstandsbeschluß
ist am 1. September 1933 gefaßt; die Kündigung
wurde am 2. September 1933 zugestellt. Nach
«ier Dienstordnung hätte der Angestellte nur

ts e»inem wichtigen Grunde mit dreimonatig r

ist zum Monatsende, sofern der wichtig
(irund nicht in seiner Person liegt, mit sedu
monatiger Frist zum Monatsende gekündii
werden können. N tch dem Angestelltenkündi-

schütz :/ wäre eine Kündigungsfri-
»n drei Monaten zum Quartalsende in Frajj

• -kommen. Der Angestellte hat noch keine
Im Dienstjahre zurückgelegt«

Bis eu welchem sind elie vollen Dienst-
/üge zu zahle Mit oder ohne Aufwands"
Schädigung? Bis wann kommen etwa Drei-

ertelbe in Betracht?

. t w o r t : ad Grunel des

Berufsbeamtengi m 7. April 1933 Ent-

filt nach Nr. 4 (ier 2. Durchf.-

VerpgidktBSS zu übernehmen, kostenlos Auskünfte aus

Haftung für die Auskunfterteilung wird nicht über-

hier veröffentlicht, wenn sie von allgemeinem Interesse sind.

Die Schriftleitung.

VO. vom 4. Mai 1933 (RGBl. I S. 233) hinsicht¬
lich ihrer Bezüge die Nr. 3 Abs. 1 Satz 2 bis 7

der DurchfVO. entsprechend. Danach werden
dem Entlassenen auf die Dauer von drei Mo¬

naten seine bisherigen Bezüge belassen. Hat
der Entlassene jedoch eine kürzere Kündi¬

gungsfrist als drei Monate, so werden die Be¬

züge nicht für drei Monate, sondern nur bis

zum Ablauf der kürzeren Kündigungsfrist ge¬
zahlt. Als Kündigungsfristen gelten dabei nur

elie ordentlichen, tarifvertraglichen oder dienst¬

ordnungsmüßigen Fristen. Die die Kündigung
von 1 iährig Beschäftigten, von Mitgliedern
von Betriebsvertretungen und von Schwerin

hädigten erschwerenden gesetzlichen unel Vi

tragliche Bestimmungen siiul gemäß Nr. 5

Abs. b der 2. DurchfVO. für Entlassungen nach

$$ 2 bis 4 des Berufsbeamtengesetzes a u ß e i

K r i f t etzt. Anspruch auf Zahlung von

drei Vierteln eler klagbaren Bezüge nach Ab-

es Bezuges der vollen Bezüge haben mn

solche Entlassenen, die die Voraussetzungen
lür elen Anspruch li Ruhegehalt erfüllt hab«
unel be r u f su nf & h ig sind. Würde ein Ent-
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ssener, der nicht berufsunfähig ist, für den

ill der Berufsunfähigkeit Anspruch auf Ruhe¬
ilt haben, so kann ihm nach der VO. zur

lerung und Ergänzung der 2. DurchfVO.

m 7. Juli 1933 (RGBl. I S.458) für den Fall

Bedürftigkeit eine jederzeit widerrufliche

.•neie Unterstützung bis zu drei Vierteln

Kies Ruhegehaltes zugebilligt werden.

Nach der ursprünglichen Fassung der Nr. 3

Abs. 1 der 2. DurchfVO. stand den Entlassenen,
eine* längere als dreimonatige Kündigunt

st hatten, nach Erhalt ihrer bisherigen vollen

ige für drei Monate für den Rest der Zeit
zum Anlauf der Kündigungsfrist noch ein

V.spruch iuf drei Viertel ihrer Bezüge zu.

I Kirch die» erwähnte Aenderungsverordnung
in 7. Juli 1933 ist diese Möglichkeit in Foit-

I »II gekommen. Entlassene, bei denen die Vor-

tsetzungen für den Anspruch auf Ruhegehalt
nicht erfüllt sind, haben, wenn ihnen ihre Be-

ge für drei Monate oder bei kürzerer Kün-

gungsfrist für diese kürzere Zeit gezahlt
rrden, weitere Ansprüche nicht mehr.

Hntsprechenel dieser allgemeinen Rechtslage
der vorgetragene Fall so zu beurteilen: Der

Angestellte* konnte nach der Dienstordnung
trühestens mit drei Monaten zum Monatsende

kündigt werden. Eine kürzere Kündigungs¬
trist kommt für ihn nicht in Frage. Es sind

deshalb für drei Monate die vollen Bezüge zu

zahlen. Da die Kündigung nach dem 1. des
Monats zugestellt worden ist, wird das volle

Dienstgehalt nach Abschnitt D Ziffer I und II

ies Erlasses des RAM. über die Durchführung
des Berufsbeamtengesetzes vom 2. September
1933 — IIa 9762/33 — (OK. Nr. 25 Sp. 818) bis

zum Ende des Monats September 1933 gezahlt.
Die Gewährung der Bezüge für drei Monate

hat sich danach über die Zeit vom 1. Oktober
bis 31. Dezember 1933 zu erstrecken. Es sind

die bisherigen Bezüge einschließlich der Auf¬

wandsentschädigung zu zahlen. Daß die Auf¬

wandsentschädigung in den „bisherigen Be-
gen" eingeschlossen ist, folgern wir daraus,
fi nach Nr. 3 Abs. 1 Satz* 3 der 2. DurchfVO.

Aufwandsentschädigung nur bei der Be-

lechnung der Versorgungsbezüge für die-

ugen, die darauf Anspruch haben, ausge¬

nommen st. Die Voraussetzungen für An¬

sprüche auf Ruhegehalt sind nicht gegeben.
Für die Gewährung- einer widerruflichen Unter¬

stützung fehlt e^ shalb an den Grundlagen.
Nach dem 31. Dezember 1933 stehen dem Ent¬
lassenen weitere Bezüge nicht mehr zu.

Hat ein nicht ordnungsmäßig zusammen¬

gesetzter Kassenvorstand die Befugnis zu Ent¬

lassungen nach dem Berufsbeamtengesetz?
rai Gemäß § 335 RVO. setzt sich der

Vorstand einer Kk. zu zwei Dritteln aus \r.

sicherten und zu einem Drittel aus Arbg. zu¬

sammen. Auch die nach dem Gesetz über

Ehrenämter in der sozialen Versicherung usw.

vom 18. Mai 1933 umgebildeten oder ergänzten
Vorstände müssen eloch die anteilige Besetzung
aufweisen? Falls der Vorstand jedoch anders

zusammengesetzt ist und Entlassungen nach
dem Berufsbeamtengesetz vornimmt, sind die
Entlassungen dann rechtswirksam?

Antwort: Sind Vorstandsmitglieder der Kk.

auf Grund des Gesetzes über Ehrenämter usw.

vom 18. Mai 1933 (RGBl. I S. 277) ihi Amtes

enthoben worden, so können ihre Aemter nach

§ 1 Satz 2 a. a. O. vorläufig bis zu einer ander¬

weitigen endgültigen Regelung neu besetzt

werden, soweit eine Neubesetzung alsbald
erforderlich ist. Wird eine Neubesetzung vor¬

genommen, so sind auch wir der Auffassung,
daß dann grundsätzlich das Anteilsverhältnis

zwischen Arbeitgebern und Versicherten nach

Vorschrift des § 335 RVO. zu wahren ist. Der
Akt der Neubesetzung nach dem oben bezeich¬

neten Gesetz ist in seiner Rechtswirkung einer

Wahl nach § 335 RVO. gleichzusetzen. Ist das
Anteilsverhältnis nicht gewahrt, so kann die

Neubesetzung angefochten werden. Jedoch hat
das RVA. in einer E. vom 2. November 1915

(AN. 1915 S. 339) ausgesprochen, daß eine an¬

fechtbare Wahl zum Vorstand solange ils

gültig anzusehen ist, bis sie rechtskräftig für

ungültig erklärt wird. Um eine Unsicherheit in

der Arbeit der VTr. zu vermeiden, sind Be¬

schlüsse solcher Vorstände bis zur Amtsent¬

hebung rechtsgültig. Sinngemäß werden diese

Rechtsgrundsätze auch bei der Neubesetzung
der Vorstandsämter durch einen Reichskom¬

missar oder durch das OVA. zu gelten haben.

Danach dürften auf Grund des Berufsbeamten-

gesetzt vorgenommene Entlassungen rechts-

wirksam sein, auch wenn sie von einem nicht

im richtigen Anteilsverhültnis zusammen¬

gesetzten Vorstand ausgesprochen wurelen.

AUFGABEN UND LOSUNGEN

Hellte veröffentlichen wir die Lösungen zu den in Nr. 19 gestellten Aufgaben.
Die Schriftleitung.

' r 1. A U t g a b e : Vom Tage eles Beginns
Mitgliedschaft, dem 21. April 1932, steht F.

$ 2i)6 RVO. Anspruch auf elie Regel-
istungen der AOKk. H. zu. Durch elas seit

Juli 1931 bestehende Herzleiden wirel eins Zu-

ndekommen der Mitgliedschaft nicht gehin-
I (vgl. Hoffmann, Anm. 2 zu § 300 RVO.).

itsache. daß F. seit 1931 fortlaufend in

privatärztlicher Behandlung gestanden hat, ü

lie Leistungspflicht der Kk. keinen Einfluß

Versicherun 11 (VF.) wird di

Kranksein erst mit Beginn der Mitgliedschaft
am 21. April 1932, Erst von diesem I

nimmt F. elie KPfl. auf Kassenkosten in An¬

spruch. Der gegebene Anspruch auf Re.

leistungen umfaßt eine Unterstützungsdauer
26 Wochen. Als am (>. Mai 1932 Arbeits-

ihigkeit (AU.) hinzutritt und am 12. .V

1932 f\ov KG.anspruch beginnt, wirel mit letzte¬

rem Tage eine neue' Frist in Laut gesetzt ($ I
Abs. 1 S I Halbsatz 2 RVO.). Sie en« im

10. November 193 Mit di m Tage is; 1:.
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iisgesteuert. Die Vorschrift des § 183 Abs. 1

RVO., wonach eine in den KG.beze

fallend t, in der nur KPfl. gewährt wird, auf

Dauer des KG.bezuges bis zu 13 Wochen

nicht angerechnet wird, kann in vorliegendem
1 die keine Anwendung finden. Für die Ver¬

längerung des Unterstützungsbezuges durch

Nichtanrechnung kg.freier Zeiten ist Voraus¬

setzung, elaß zu dem Zeitpunkt, mit dem elie

Unterstützungspflicht eler Kk. (10. November

1932) ablaufen würde, AU. vorliegt (E. des

RVA. vom 21. Dezember IMS. AN. 1916 S. 514).
Diese Voraussetzung ist bei F. nicht erfüllt.

Nach der Aussteuerung am 10. November 1932

hatte F. für die weiteren Zeiten der AU. KG.

nicht mehr zu erhalten. Dio Kosten der nach

diesem Tage bis 18. Februar 1933 in Anspruch

genommenen ärztlichen Behandlung gingen zu

seinen Lasten. Die von der AOKk. H. nach dem

10. November 1932 bis 9. Februar 1933 gewähr¬
ten Leistungen hat F. zu Unrecht erhalten. Da-

elurch, daß F. trotz Fortdauer ele*r Behandlungs-
be dürftigkeit nach dem 18. Februar 1933 nicht

mehr in ärztlicher Behanellung verblieb, ist mit

Wiedereintritt der AU. vom 12. April 1933 bis

6. Mai 1933 ein neuer VF. nicht entstanden.

Ein solcher würde nur vorliegen, wenn F. in

er Zwischenzeit bei vernünftiger Lebensweb

nach .chverstaneligem Befinden weder ärzt¬

licher Behandlung noch der Anwendung von

Heilmitteln bedurft hätte (vgl. Hahn-Kühne,

Anm. 2 zu § 188 RVO.). Unerheblich ist e

daß F. die Behandlung nicht in Anspruch nahm

(E eles SäcbsLVA. vom 11. Juli 1915, ArbVers.

KM 5 S. 848).

Zur 2. Aufgabe: Die Notwendigkeit ärzt¬

licher Behandlung begann bei J. am 3. Septem¬
ber 1932. Dieser Tag ist der Zeitpunkt des Ein¬

tritts des VF. Die Behandlung durch den Heil¬

kundigen ist aufier jedem Zusammenhang mit

der KV. Verbindlich in bezug auf elie Gewäh¬

rung von Kassenleistungen ist nach näherer
Vorschrift «les $ 122 RVO. mit elen darin vor-

»seltenen Ausnahmen nur die Behandluv

durch approbierte Aerzt Erst mit der Inan¬

spruchnahme kassenärztlicher Behandlung am

11. Februai 1933 beginnen die Kassenleistungen.
Von diesem Tage wirel die Dauer der KH. in

Lauf gesetzt. Beginn eles VF. und Beginn eler

ssenleistungen fallen vorliegend nicht zu*

sammelt Daa ist aurh durchaus nicht erfor¬
derlich. Vielmehr ist, wenn KH. erst nach

Krankheitsbeginn beansprucht wird, die Frist

von dem T ar zu berechnen, an dem elie

erste Unterstützung wegen der Krankheit statt¬

tunden hat (vgl. KommBer. zur RVO. II S. 61)
K( i. ist an J. vom 14. Februar 1933 an zu zah¬

len. Danach endet elie Anspruchsdauer von

26 Wochen am 15. August 1°33. An diesem

Tage» bestand AU. Demzufolge» verlängert elie

kg.freie Zwischenzeit vom 22. Mai bis 6. August
1^33 elie Anspruchsdauer gemäß S 183 Abs. 1

Satz 2 RVO. Aussteuerung tritt auf Grund
dessen mit Beendigung eler AU. am 21. August
1933 ein. An diesem Tage ist KG. über die

' WOche nach Beginn der Krankheit hinaus

ezahlt worden. Mit seinem Bezug endet na<

§ 183 Abs. 3 RVO. der weitere Anspruch
KH. Für Beurteilung des Anspruchs auf Kl

ind diejenigen Verhältnisse maßgebend, die

Beginn des VF. — 3. September 1932 — vo

banden waren. An diesem Tage betrug d

Grundlohn 5 RM. Danach ist das KG. zu b

messen. Der zum Beginn der AU. vorhandei

Grdl. von 6 RM. bleibt ohne Einfluß. Mit Ei

tritt des VF. am 3. September 1932 hatte

uch noch keinen Anspruch auf Mehrleistun¬

gen erworben. Deshalb können auch die Zu¬

schläge zum KG. nicht gewährt werden.

Zur 3. Aufgabe: Anspruch auf KG. b

steht egrundsätzlich ab 4. Februar 1933. Trot

dem N. die AU. nicht gemeldet hat und de

halb die Ruhensvorschrift des § 216 Abs.

RVO. Platz greift, ist dieeser Tag für Berech¬

nung eler Anspruchsdauer von 26 Woch»

maßgebend. Da die Zeit vom 13. März b

3. April 1933, in der lediglich KPfl. gewählt
wurde, gemäß § 183 Abs. 1 Satz 2 RVO., nicht

mitgerechnet wird, tritt Aussteuerung am

21. August 1933 ein. Nach § 216 Abs. 3 RV< >

ruht das KG. vom 4. Februar bis 10. Februai

1933, Entsprechend dem Grdl. von 6,30 RM.

ist es zu gewähren mit tägl. 3,15 RM. für d

Zeit vom 4. April bis 27. August 1933 für
146 Tage. Anspruch auf Hausgeld besteht.

Ungeachtet des Verdienstes der Ehefrau hat N.

seine Angehörigen überwiegend unterhalte

Die Ruhensvorschrift des § 216 Abs. 3 RV<

gilt nur für KG.r nicht aber für Hausgeld.
Wenn audi das Krankenhaus von der Auf¬

nahme des N. erst am 15. Februar 1933 Mittei¬

lung machte, so ist Hausgeld doch vom 11. Fe¬
bruar 1933 an zu zahlen. In Höhe von zwei

Dritteln des KG.es beträgt es 2,10 RM. Der Zu¬

schlag von 5 v. H. des Grundlohnes beläuft sich
auf 0,315 RM. Letzterer ist nur bis 2. März
1933 zu zahlen. Nach dem Tode des Bruders
killt er weg, weil ja elann mehr als eine An¬

gehörige nicht mehr vorhanden ist. Der Ent-

Lassungstag aus dem Krankenhaus (12. März
1933) ist ein Sonntag. Hausgeld ist demnach zu

gewähren. § 183 Abs. 2 RVO. ßrilt hier nicht
(vgl. Göpfert, T>K. 1930 Sp. 1237). Auch d

Grundsatz eler E. vom 11. Dezember 1918 (AN.
1919 S. 279), dafi für den Aufnahme- und Ent-

lassungstag zusammen das KG. für einen Ta
ZU Kahlen ist, kommt nicht in Betracht. Vor¬

aussetzung dafür ist, elaß nach Entlassung* aus

dem Krankenhaus weiterhin AU. besteht. Das

trifft vorliegend nicht zu. Bei dieser Sachlag
hat elie AOKk. O. an Barleistungen auf/

wenden:

Kranken g e 1 el

vom 4. April bis 27. August 1933
für 14t) Jage je 3,15 RM

Haus g e 1 d

vom 11. Februar bis 2. März 1933

für 20 Tage je 2,415 RM

vom 3. März bis 12. März 1933 für

10 Tage je 2,10 RM

Zusammen

459,90 RM

48,30 RM

21- RM

529,20 RM.

Hei um! Verl« Phönix Mnttrationsdradk und \ erlag G. in. b. II. (Friedrich Fikentscher), Berlin S^K
Lindenstr. i. -- Verantwortlicher Schriftleiter: Josef Aman, Berlin.
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Aus dem Besprechungen! Präsident der RfA. Dr. v. Olshausen f (Juristische Wochenschrift 09,18): Seine

Darlegungen werden bei dan weiteren Arbeiten zum organisatorischen Ausbau der Sozialversicherung noch viel

benutzt werden. — Prof. Dr. Siebeseil (Die öffentlich-rechtliche Versicherung 1990, 17): Ee wäre zu wünschen,
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*lie (kaucfken dringend
die Fortbildungsschriften für Sozialversicherung

Heft 11 Dia deutsche Sozialversicherung und -fürsorge. Von Christian Kraiker, Mannheim. 2. Auflage.
Preis: 0,80 RM., für Nichtbezieher 1,60 RM.

Heft 2: Die Versidierungspflidit in der Krankenversicherung. Von R. Gruber, Verwaltungsdirektor dnr

AOKK. iur den Verwaltungsbezirk XI der Stadt Berlin, Berlin-Schöneberg. 3. Aufloge. Preis

0,90 RM., für Nichtbezieher 1,80 RM,

Heft 3; Die Regelleistungen in der Krankenversidierung. Von Julius Cohn, Verwaltungsdirektor der

AOKK. der Stadt Berlin. 3. Auflage. Preis 0,60 RM., für Nichtbezieher 1,20 RM.

Heft 4t Vergriffen.
Heft 5: Die Wochenhilfe und Familien-Wochenhilfe in der Krankenversicherung. Von Julius Cohn, Ver¬

waltungsdirektor der AOKK. der Stadt Berlin. Neuauflage. Preis 0,50 RM., für Nichtbex. 1,— RM.

Heft 6: Die Versicherungsberechtigung. Von R. Gruber, Verwaltungsdirektor der AO«. für den Ver¬

waltungsbezirk äI der Stadt Berlin, Berlin-Schöneberg. 2. Auflage. Preis 0,60 RM., für Nicht¬

bezieher 1,20 RM.

Heft 7. Die Meldevorsdiriften des zweiten Buches der Reichsversieherungsordnung. Von G. Wasewitz,
Burodirektor der AOKK. der Stadt Berlin. Zweite erweiterte Auflage. Preis 0,60 RM., für Nicht¬

bezieher 1,20 RM.

Heft 8: Mehrleistungen in der Krankenversicherung, sonstige Bestimmungen, gemeinsame Vorschriften,

besondere Berufszweige. Von Julius Cohn, Verwaltungsdirektor der AOKK. der Stadt Berlin.

3. Aufläge. Preis 070 RM., für Nichtbezieher 1,40 RM.

Heft 9: Arbeitslosenversicherung und Krankenkassen. Von G. Wasewitz, Bürodirektor der AOKK.

der Stadt Berlin. 2. Auflage. Preis 0,80 RM., für Nichtbezieher 1,60 RM.

Heft 10: Die Unfallversicherung, insbesondere ihre Durchführung mit Unterstützung der Krankenkassen und

die Regelung der Ersatzansprüche. Von Hermann Kohn, stellvertretender Vorsitzender der

Londesversicherungsanstalt Berlin. 2. Auflage. Preis 0,80 RM., für Nichtbezieher 1,60 RM.

Heft 11: Die Reichsknappschaft, ihr Werden und Wesen. Von Georg Wiftmann, Direktor der Reichs¬

knappschaft zu Berlin. Preis 0,50 RM., für Nichtbezieher 1,— RM.

Heft 12: Dos Versicherungswesen in seiner Entwicklung mit besonderer Berücksichtigung der Sozialversidie¬

rung. Von Harald von Waldheim, Dipl.-Versicherungsverständiger. Preis 0,60 RM., für

Nichtbezieher 1,20 RM.

Heft 13: Vergriffen.
Heft 14: Dos Verfahren in der Sozialversicherung. Von Ministerialrat von Geldern, Berlin. Preis

070 RM., für Nichtbezieher 1,40 RM.

Heft 15: Dos Rüdegriffsrecht der Sozialversicherungsträger im Rahmen des Haftpflichtrechtes. Von Rechts¬

anwalt Dr. |ur. Ernst Leffmann, Berlin. Preis 0,60 RM., für Nichtbezieher 1,20 RM.

Heft 16. Dos Verhältnis der Kronkenkassen zu den Heilberufen. Von Regierungsdirektor Dr. Hassen-

stein, Stettin. Neubearbeitet von Fritz O k r a t, Geschäftsführer des Hauptverbandes deutscher

Kronkenkassen. Preis 0,50 RM., für Nichtbezieher 1,— RM.

Heft 17: Das Beitragswesen der Krankenkassen. Von Gustav Wasewitz, Bürodirektor der AOKK. der

Stadt Berlin. Preis 070 RM., für Nichtbezieher 1,40 RM.

Heft 18: Die Heilbehandlung der Versorgungsberechtigten durch die Krankenkassen und Aerzte« Von

Geheimrat Dr. Hermann Schulz. Direktor des Hauptversorgungsamts Schlesien, und Regierungs-
Sekretär Kurt Klose, Breslau. 2 Auflage. Preis 070 RM., für Nichtbezieher 1,40 RM.

Heft 19: Die Kronkenaufsicht. Von Albert Bruhns, Angestellter der AOKK. Breslau, und Dr. med.

Corl Jacobs, Vertrauensarzt der AOKK. Breslau. Preis 0,40 RM., für Nichtbezieher 0,80 RM.

Heft 20t Die Angestelltenversicherung. Von Arthur T h a n , Abteilungsleiter bei der AOKK. Leipzig. Preis

070 RM., für Nichtbezieher 1,40 RM.

Heft 21: Die Beziehungen der sozialen Versicherung zur öffentlichen Fürsorge. Von Friedrich Kleeis,
Bürgermeister in Aschersleben. Preis 070 RM., für Nichtbezieher 1,40 RM.

Heft 22. Zwangsbeitreibung durdi die Kronkenkassen und die Kassenverbände. Von Gustav Wase¬

witz, Bürodirektor der AOKK. der Stadt Berlin. Preis 070 RM., für Nichtbezieher 1,40 RM.

Heft 23: Dos Strafrecht in der Sozialversidierung. Von Dr. F. Bothe, Senatspräsident beim Reichs¬

versicherungsamt, Beriin. Preis 070 RM., für Nichtbezieher 1,40 RM.

Heft 24t Die Beziehungen zwischen Kranken- und Invalidenversicherung. Von Regierungsrat R. Fette,
Stuttgart. Preis 0,60 RM., für Nichtbezieher 1,20 RM.

Heft 251 Aufbau und Organisation der Träger der Krankenversicherung. Von Hans Adolf Aye,
Halle (Saale). Preis 070 RM., für Nichtbezieher 1,40 RM.

Heft 26: Selbstverwaltung, Aufsicht ind Wahlen in der Sozialversicherung. Von Fritz Okraß, Berlin.

Preis 0,50 RM., für Nichtbezieher 1,— RM.

Heft 27: Dos Prüfungswesen für die Angestellten der Krankenkassen. Von Erich Kilian, Verwaltungsdirektor
der AOKK. für die Stadt Hannover, und Pr. phil. Harald vonWaldhelm, Berlin. Preis 0,80 RM.,

für Nichtbezieher 1,60 RM.

Heft 28: Rechnungsführung und Verwaltung der Mittel der Krankenkassen. Von Georg H e y m a n n ,
Ge¬

schäftsführer der AOKK. Frankenberg i. So. Preis 0,60 RM., für Nichtbezieher 1,20 RM.

Bestellen Sie bitte sofort bei der

BUCHHANDLUNG DER WARTE, Beriin W57, Potsdamer Straft« 75


